Deutfche Steuer-Jeitung 
Wirtfchaftlicher Beobachter 


fjerausgeber Fritz Reinhardt 


Jahrgang XXIX 8. Juni 1940 nummer 23 
——— — —äã— 
In dulftrie verlag 8 paet h a linde. Berlin W35 


hauptfchriftleiter i. U. De. jur. Fritz Roppe, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht. Berlin 


keſcheint wöchentlich. Ferncuf: 222086, 
222087 u.222097. Poftfhehkonto: Berlin 
Nummee 18541. Bezugspceis: Dierteljähclic 
5,80RM (ausſchlleſil. Zuftellungsgebühr). Einzel- 


heft Preis 1,— RM durch jede Buchhandlung, 
dicekt vom Verlag unter Areuzband oder durch 
die Poft. Anzeigenpreis nach Tarif. Zuſchriften 
an den Declag, Berlin W 35, Woycfchftcaße 5 


Entschädigungen im Sinn des 8 24 Ziffer 1 EStG 


Von Regierungsrat Meder, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


Inhalt: 


1. Grundſätzliches, 

. Die einzelnen Arten der Entſchädigungen. 

. Der Begriff der Entſchädigung, 

.Der Schadenerſatz, 

5. Die Abtretung, 

6. Das Verhältnis des 824 Ziffer 1 EStG zu anderen 
Vorſchriften des EStG, 


9 


1. Grundſätzliches 


Die Vorſchrift des § 24 Ziffer 1 EStG erfaßt als ein- 
kommenſteuerpflichtige Vorgänge alle „Entſchädigungen, die 
gewährt worden ſind: 


a) als Erſatz für entgangene oder entgehende Einnahmen 
oder 


b) für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit, für 
die Aufgabe einer Gewinnbeteiligung oder einer Ans 
wartſchaft auf eine ſolche“. 


Das Geſetz ſchafft damit nicht eine beſondere 
Einkunftsart. Es beſtimmt nur, daß die bezeichneten 
Vorgänge zu den Einkünften im Sinn des § 2 Abſatz 3 
EStG gehören. Die Entſchädigungen ſind dem⸗ 
gemäß nur dann ſteuerpflichtig, wenn ſie in einer der 
ſieben Einkunftsarten anfallen. Vorausſetzung 
dafür iſt, daß fie in einem engen wirtſchaftlichen 
Zuſammenhang mit einer Tätigkeit oder mit einem 
Rechtsverhältnis der Ziffern 1 bis 7 des 8 2 Abſatz 3 EStG 
gewährt werden. Dieſer wirtſchaftliche Zuſammenhang be⸗ 
ſteht darin, daß die Entſchädigung an die Stelle von 
einkommenſteuerpflichtigen Vermögenszugängen im Sinn 
der 88 13 bis 23 ESt tritt. Die ſteuerliche Gleichmäßigkeit 
verlangt, daß dasjenige, was wirtſchaftlich an die Stelle von 
einkommenſteuerpflichtigen Bezügen tritt, von der Einkom⸗ 
menſteuer im gleichen Umfang erſaßt wird wie die 
erſetzten Einkünfte. Das galt auch in früheren Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzen (Hinweis auf § 44 Ziffer 1 EStG 

Die innere Rechtfertigung der Vorſchrift führt zu der 
Feſtſtellung, daß Entſchädigungen, die einen Erſatz für ein⸗ 
kommen ſteuerfreie Vermögenszugänge bilden, nicht 


7. Die Ablöſung von wiederkehrenden Bezügen, 

8. Die Abfindungen aus Verſorgungseinrichtungen von 
Betrieben, 

9. Die verfahrensmäßige Behandlung der Entſchädigungen. 

10. Der Steuerſatz. 


einkommenſteuer pflichtig im Sinn des § 24 EStG ſein 
können. Die Steuerpflicht kann nur angenommen werden, 
wenn feſtſteht, daß ſteuerpflichtige Einkünfte ent⸗ 
ſchädigt werden. Entſchädigungen, die an die Stelle von 
Vorgängen treten, die nicht einkommenſteuerpflichtig ſind. 
werden nicht durch 824 EStG erfaßt. 


Beiſpiel: 

Ein Vater findet den Anſpruch ſeines Sohnes 
auf eine unentgeltliche Gutsüberlaſſung 
durch einen Kapitalbetrag ab. Der unentgeltliche Er⸗ 
werb des Gutes würde bei dem Sohn nicht einkommenſteuer⸗ 
pflichtig ſein. Die Entſchädigung iſt alſo nicht einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig. Der Umſtand, daß die Höhe der Entſchädigung 
maßgeblich durch die Ertragsfähigkeit des Gutes oder durch die 
nachhaltig zu erzielenden Gewinne aus dem Gut beſtimmt iſt. 
ändert an dieſem Ergebnis nichts. Die Entſchädigung iſt der 
wirtſchaftliche Erſatz nicht für die Exträge aus dem Gut, ſon⸗ 
dern für die unterbliebene Gutsüberlaſſung felbft, 
die einkommenſteuer frei iſt. 


Das Geſetz ſchreibt vor, daß die entſchädigten Vorgänge 
in der Perſon des Empfängers ſteuerpflichtig ſind. Die 
Entſchädigung, die ein Vater ſeinem Sohn als Erſatz für die 
vertraglich zugeſicherte unentgeltliche Uberlaſſung einer 
Wohnung gewährt, iſt jedoch beim Empfänger der Entſchädi 
gung nicht einkommenſteuerpflichtig, weil der Mietwert 
nach der neuen Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs (RStBl 
1939 S. J) beim Sohn nicht verſtenert wird. 


Die Entſchädigungen im Sinn des 824 Ziffer | ESt 
werden ausdrücklich im § 34 Abſatz 2 Ziffer 3 EStG, er⸗ 
wähnt. Sie werden als außerordentliche Ein 
künfte auf Antrag nicht nach der Einkommenſteuertabelle, 
ſondern nach den beſonderen Steuerſätzen des 334 Abſatz 
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EStG beſteuert. Die richtige Auslegung des § 24 Ziffer 1 
EStG iſt alſo nicht nur wegen der ſteuerlichen Erfaſſung 
überhaupt, ſondern auch wegen der tarifmäßigen 
Behandlung wichtig. Gerade im Hinblick auf § 84 EStG 
hat der § 24 Ziffer 1 EStG ſeine ſelbſtändige Bedeutung. 


2. Die einzelnen Arten der Entſchädigungen 


Das Geſetz teilt die ſteuerpflichtigen Entſchädigungen in 
zwei Gruppen ein. Die erſte Gruppe ſind die Ent⸗ 
ſchädigungen für Einnahmen, die entgehen oder ent⸗ 
gangen ſind. Das Geſetz meint damit den Erſatz von 
ſteuerpflichtigen Einnahmen, die aus irgendeinem Grund 
wegfallen oder bereits weggefallen ſind. Die 
zweite Gruppe umfaßt die Entſchädigungen, die für den 
Wegfall ganzer Einkunftsquellen, nämlich für 
die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit, für die 
Aufgabe einer Gewinnbeteiligung oder einer Anwartſchaft 
auf eine ſolche, gewährt werden. Eine ſcharfe Abgrenzung 
der beiden Gruppen gegeneinander iſt nicht erforderlich. Es 
gibt Entſchädigungen, die ſowohl in die erſte Gruppe als 
auch in die zweite Gruppe eingereiht werden können. 


Steuerpflichtige Entſchädigungen find demnach 3. B.: 
Abfindungen an ausſcheidende Arbeitneh⸗ 
mer, ſoweit ſie nicht ausdrücklich ſteuerfrei ſind (Hinweis 
auf Oeftering DStZ 1936 S. 4), Zahlungen wegen 
Verdienſtausfalls eines Arbeitnehmers, Abfin⸗ 
dungen für Penſionsanſprüche, Entſchädi⸗ 
gungen für die Eingehung eines Wett⸗ 
bewerbsverbots, Entſchädigungen nach den Vor⸗ 
ſchriften des Reichshaftpflichtgeſetzes, ſoweit ſie 
Erſatz für ſteuerpflichtige Vorgänge ſind und im ſelben Um⸗ 
fang Entſchädigungen für unſchuldig erlittene 
Unterſuchungshaft (RStBl 1937 S. 1225). 

Als ſteuerpflichtige Entſchädigungen für die Auf⸗ 
gabe einer Gewinnbeteiligung ſind aus der 
Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs zu nennen: Abfindun- 
gen an Inhaber von Genußſcheinen (RStBl 1934 S. 570) 
und Abfindungen an einen echten ſtillen Geſellſchafter 
(RStBl 1984 S. 237). 

Entſchädigungen für die Aufgabe der Anwart⸗ 
ſchaft auf eine Gewinnbeteiligung ſind Zahlungen zur 
Abfindung von Anſprüchen auf künftige Gewinnbeteiligung 
oder von nur bedingten Anſprüchen auf eine ſolche. 


3. Der Begriff der Eutſchädigung 


Der Begriff der Entſchädigung iſt wirtſchaftlich 
zu verſtehen. Als Entſchädigung iſt alles anzuſehen, was 
wirtſchaftlich an die Stelle von ſteuerpflichtigen Ein- 
fünften tritt. Auf den Entſtehungsgrund kommt es 
nicht an. Die Entſchädigung kann auf Geſetz, auf Vertrag 
oder auf behördlicher Anordnung beruhen. Es genügt, wenn 
der Empfänger einen Anſpruch zu haben glaubt, und ein 
Anderer wegen dieſes Anſpruchs leiſtet. Es handelt ſich auch 
um Entſchädigungen, wenn die begründete ernſt⸗ 
liche Aus ſicht auf Einnahmen abgegolten wird, ohne 
daß ein klagbarer Anſpruch auf ſie beſteht. Es 
genügt, daß der Empfänger der Entſchädigung nach den Um⸗ 
ſtänden tatſächlich mit der Erzielung der Einnahmen red: 
nen konnte. Die Entſchädigung für nicht klagbare Ver⸗ 
ſorgungsausſichten eines Arbeitnehmers iſt ſteuerpflichtig 
(RStBl 1939 S. 1233 und 1940 S. 12). 

Die Entſchädigaung kann in Geld oder in 
Geldeswert beſtehen. Sie kann z. B. in der Über⸗ 
tragung von Forderungen oder von Wertpapieren oder in 
der Übertragung von Grundſtücken vorkommen. Der Wert 
iſt nach §8 Abſatz 2 EStG zu ermitteln. 

Die Entſchädigung tft nicht dasſelbe wie Scha⸗ 
denerſatz (Hinweis auf Abſchnitt J). 

Als Entſchädigung gilt auch, was nach freier Überein⸗ 
kunſt für die Abtretung eines Anſpruchs auf ftener- 
pflichtige Einnahmen als Entgelt empfangen wird (Hinweis 
auf Abſchnitt 5). 


Der Reichsfinanzhof umſchreibt den Begriff der Ent⸗ 
ſchädigung in feiner neuen Rechtſprechung (RStBl 1936 
S. 600 = amtl. Slg. Bd. 39 S. 154) ſo: 


„Von einer Entſchädigung oder Abfindung ſpricht man, 
wenn der zu einer bei dem Empfänger einkommenſteuerpflich⸗ 
tigen Leiſtung Verpflichtete ſich von ſeiner Verpflichtung durch 
Leiſtung einer einmaligen Entſchädigung befreit und der Be⸗ 
rechtigte dadurch den Schaden, der ihm durch den Verluſt der 
einkommenſteuerpflichtigen Bezüge entſteht, als abgegolten an⸗ 
ſehen muß.“ 


Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt zu eng. Sie muß wohl 
mehr zu dem Begriff der Abfindung als zu dem der 
Entſchädigung gegeben angeſehen werden. Abfindungen ſind 
eine Art der Entſchädigungen. Die Einmaligkeit iſt dem 
Begriff der Entſchädigung nicht weſentlich. Dieſes Merkmal 
ſpielt nur für den Steuerſatz eine Rolle. Entſchädi⸗ 
gung iſt alles, was wirtſchaftlich Erſatz für 
den Verluſt ſteuerpflichtiger Bezüge dar⸗ 
ſtellt, auch wenn ſie in mehreren oder in 
laufenden Zahlungen beſteht. 

Es iſt bedeutungslos, von wem die Entſchädigung 
geleiſtet wird. Die Entſchädigung, die ein Dritter für 
entgehenden Arbeitslohn gezahlt hat, iſt ebenſo zu den Ein⸗ 
künften aus nichtſelbſtändiger Arbeit zu rechnen wie eine 
gleiche Entſchädigung, die der Arbeitgeber leiſtet. Die 
Entſchädigung muß nur unmittelbar durch den Verluſt 
ſteuerpflichtiger Einnahmen bedingt ſein. Sie darf nicht 
durch andere Umſtände begründet ſein. Leiſtet ein Ver⸗ 
wandter an einen beſchäftigunglos gewordenen Steuer: 
pflichtigen Zahlungen, fo iſt das keine Entſchädigung, weil 
die perſönlichen Beziehungen der Grund waren. 


4. Der Schadenerſatz 


Die „Entſchädigung“ iſt nicht gleichbedeutend mit 
„Schadenerſatz“. Schadenerſatz iſt ein Begriff des bürger⸗ 
lichen Rechts. Die Pflicht zum Schadenerſatz kann auf 
Geſetzoder auf Vertrag beruhen. 8249 BGB gemäß 
hat der zum Schadenerſatz Verpflichtete „den Zuſtand herzu⸗ 
ſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatz verpflich⸗ 
tende Umſtand nicht eingetreten wäre“. „Der zu erſetzende 
Schaden umfaßt auch den entgangenen Gewinn“ (§ 252 
Satz 1 BGB). Gewinn iſt hier natürlich nicht im Sinn des 
ESt G, ſondern im weiteſten wirtſchaftlichen Sinn zu 
verſtehen. Der Schaden im Sinn des BGW iſt nicht nur 
Vermögenſchaden. Er kann auch „immaterieller“ 
Schaden fein, z. B. an Ehre und Geſundheit. 

Der bürgerlich⸗ rechtliche Schadenerſatz kann Entſchädi⸗ 
gung im Sinn des § 24 Ziffer 1 EStch fein. Er iſt eine 
ſolche ſtets dann, wenn und ſoweit er Erſatz für entgehende 
oder entgangene einkommenſteuerpflichtige Bezüge ſein ſoll. 
Schadenerſatzleiſtungen aus örperverletzungen 
find — im Gegenſatz zum EStG 1925 (86 Abſatz 3) — ein⸗ 
kommenſteuerpflichtig, wenn ſie die verlorene Arbeitsfähig⸗ 
keit oder den entgangenen Verdienſt entſchädigen. Sie ſind 
aber inſoweit nicht ſteuerpflichtig, als ſie nicht Erſatz für 
ſteuerpflichtige Bezüge ſind. Der Schadenerſatz, der z. B. 
für Aufwendungen oder für immateriellen 
Schaden geleiſtet wird, iſt nicht ſteuerpflichtig. Der 
ErſatzZ von Krankheitskoſten oder ein Schaden⸗ 
erſatz für körperliche Entſtellung, auch ein 
Schmerzensgeld, ſind nicht ſteuerpflichtig. Auch die 
Zahlung einer Buße wegen Ehrenkränkung und 
die Entſchädigung aus dem Verlöbnisbruch 
ſind nicht ſteuerpflichtige Entſchädigungen. 

Die Verzugszinſen ſind in der geſetzlichen 
Höhe (8288 BGB, 8 352 HGB) ohne weiteres ſteuer⸗ 
pflichtige Entſchädigungen, die regelmäßig 
Kapitaleinkünfte darſtellen, wenn ſie nicht zu den 
Einkünften aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft, aus Gewerbe⸗ 
betrieb, aus ſelbſtändiger Arbeit oder aus Vermietung und 
Verpachtung gehören. Soweit auf beſonderen Nachweis eines 
höheren Schadens höhere Zinſen bezahlt werden, 
handelt es ſich bei dieſem Schadenerſatz um ſteuerpflichtige 
Entſchädigungen, wenn ſie Erſatz für entgehende 
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oder entgangene ſteuerpflichtige Einnah⸗ 
men find (RStBl 1933 S. 590). 


Es läßt ſich als Ergebnis feſtſtellen, daß nur 
Schadenerſatz für Vermögenſchaden ſteuerpflichtig iſt, 
und zwar nur inſoweit, als er eine Entſchädigung 
hier, den Bet l ui einkommenſteuerpflich⸗ 
tiger Bezüge darſtellt. Es iſt nicht gerechtfertigt zu 
ſagen, daß echte Schadenerſatzleiſtungen ſtets nicht ein⸗ 
kommenſteuerpflichtig ſeien (Hinweis auf Oeftering Das 
geſamte Lohnſteuerrecht 8 2 Bem. 3 d und auf Vangerow 
EStG 8 19 Anm. 9 letzter Abſatz). Auch echter Schaden⸗ 
erſatz iſt einkommenſteuerpflichtig, wenn er den Verluſt 
ſteuerpflichtiger Bezüge entſchädigt. Abgeſehen davon iſt 
Schadenerſatz ſtets einkommenſteuerpflichtig, wenn er in der 
San ee Bezüge geleiſtet wird (§ 22 Ziffer! 


5. Die Abtretung 


Ein ſteuerpflichtiger Vorgang iſt auch die entgeltliche 
Abtretung von Anſprüchen auf einkommen⸗ 
ſteuerpflichtige Bezüge. Das Abtretungsentgelt 
iſt Erſatz ſteuerpflichtiger Einnahmen und deshalb Ent⸗ 
ſchädigung im Sinn von 8 24 Ziffer 1 EStG. Der Steuer⸗ 
pflichtige, der den Anſpruch auf einkommenſteuerpflichtige 
Bezüge gegen Entgelt abgetreten hat, empfängt in der Ent⸗ 
ſchädigung Einkünfte derſelben Art, zu der die abgetretenen 
Bezüge in ſeiner Perſon gehört haben würden, wenn er ſie 
nicht abgetreten hätte. Werden Anſprüche auf Kapi⸗ 
talertrag abgetreten, ſo gehört das Entgelt alſo zu den 
Einkünften aus Kapitalertrag, wenn der Ertrag 
ſelbſt auch unter § 20 Abſatz 1 EStG gefallen wäre. Das 
Entgelt, das ein Arbeitnehmer für die Abtretung 
feiner Gehalts forderung empfängt, gehört zu 
ſeinen Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit. 


Nach der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs gilt das⸗ 
ſelbe bei der Abtretung von Anſprüchen auf künf⸗ 
tige Leiſtungen, die im Zeitpunkt der Abtretung 
noch nicht fällig oder noch nicht enſtanden waren (Bd. 21 
S. 30). Sie werden nur bereits rechtlich, z. B. durch das 
Vorliegen eines Dienſtverhältniſſes, begründet ſein müſſen. 
Die Erfaſſung des Abtretungsentgelts in der Perſon des 
Abtretenden hat zur Folge, daß der Abtretungsempfänger 
den Eingang der abgetretenen Forderung nicht deshalb zu 
verſteuern hat, weil der Abtretende damit ſteuerpflichtig ge⸗ 
weſen wäre. Ob der Eingang der abgetretenen Bezüge oder 
die Abtretung ſelbſt beim Abtretungsempfänger ein ein⸗ 
kommenſteuerpflichtiger Vorgang iſt, hängt davon ab, in 
welchen wirtſchaftlichen Zuſammenhang die Abtretung beim 
Abtretungsempfänger gehört. Dient die Abtretung zur Til- 
gung der Warenlieferungsforderung eines gewerblichen 
Unternehmers, ſo iſt die Abtretung ſelbſt oder der Geld⸗ 
eingang ein gewerblicher Betriebsvorgang beim Abtretungs⸗ 
empfänger. Ob beim Abtretungsempfänger ein einkommen⸗ 
ſteuerpflichtiger Vorgang anzunehmen iſt, iſt ganz unab⸗ 
hängig von der Tatſache, daß der Eingang der Bezüge beim 
Abtretenden ſteuerpflichtig geweſen wäre. Im Sinn des 
ESS geht die ſteuerliche Bedeutung nicht auf den Abtre⸗ 
tungsempfänger über. Dieſes Ergebnis liegt in der wirt⸗ 
ſchaftlichen Betrachtungsweiſe des Steuerrechts begründet. 
Nach dem bürgerlichen Recht behalten die abgetretenen An⸗ 
ſprüche ihre urſprüngliche Rechtsnatur auch beim Abtre⸗ 
tungsempfänger. 


Wegen der verfahrensmäßigen Behandlung Hinweis 
auf Abſchnitt 9. 


6. Das Verhältnis des § 24 Ziffer 1 EStG zu anderen Vor⸗ 
ſchriſten des EStG, 

8 24 EStcz bezeichnet ſich als gemeinſame Vorſchrift, 
die für alle Einkunftsarten gilt. Die Vorſchrift iſt daher 
nicht in vollem Umfang ſelbſtän dig, ſondern fie hat in 
der Hauptſache die Bedeutung einer; Ergänzung und 
Klarſtellung. Sie ſchafft kleine eigene Ein⸗ 
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kunftsart, ſondern ſcheidet gewiſſe Vorgänge, nämlich 
in Ziffer 1 die Entſchädigungen, denjenigen Einkunfts⸗ 
arten zu, zu denen ein enger toirtichaftlicher Zuſammenhang 
beſteht. Ihre beſondere ſelbſtändige Bedeutung hat die Vor⸗ 
ſchrift des § 24 Ziffer 1 EStG jedoch gegenüber $ 3 4 EStG. 
Die Anwendung des $ 34 ESS ſetzt grundſätzlich voraus, 
daß die Einkommenſteuerpflicht nicht auf anderen Vorſchrif⸗ 
ten, ſondern gerade auf der Vorſchrift des § 24 Ziffer 1 
EStG beruht. Eine Entſchädigung, die ſchon den 88 13 
bis 23 ESt gemäß ſteuerpflichtig iſt, iſt daher nicht eine 
Entſchädigung im Sinn des 8 24 Ziffer 1 EStG, auf die 8 84 
Abſatz 2 Ziffer 3 EStG zutrifft. So ſchließen z. B. die Re⸗ 
gelungen im 8 20 Abſatz 2 Ziffer 2 und 8§ 21 Abſatz 1 
Ziffer 4 EStG, die die entgeltliche Abtretung von 
Anſprüchen aus Dividendenſcheinen u. ä. und von 
Miet⸗ und Pachtzins forderungen betreffen, 
die Anwendung des § 24 Ziffer 1 EStG au 8. Zweifel 
können hinſichtlich des § 20 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG beſtehen. 
Hier werden „beſondere Entgelte oder Vorteile“ genannt, 
die neben oder an Stelle der im § 20 Abſatz 1 EStG ge- 
nannten Einnahmen gewährt werden. Das Geſetz ſcheint 
hier an ſolche Zuflüſſe zu denken, die laufen den Ertrag 
darſtellen. Darauf deutet die Aufzählung im einſchlägigen 
§ 1 Abſatz 2 Satz 2 KapSt DO hin, die als Beiſpiele die 
Gewährung von „Freianteilen, Genußſcheinen, Sachleiſtun⸗ 
gen, Bonus und ähnliches“ nennt. Auch die geſetzliche 
Kennzeichnung als beſondere Entgelte oder Vorteile 
legt dieſe Auslegung nahe. Es gehören daher meines Er⸗ 
achtens nicht unter § 20 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG Abfindun⸗ 
gen, durch die Anſprüche auf Gewinnbeteiligungen der im 
§ 20 Abſatz 1 EStG bezeichneten Arten abgelöſt werden. 
Dieſe Abfindungen ſind erſt durch die Vorſchrift des 8 Bl 
Ziffer 1 EStG als Kapitaleinkünfte ſteuerpflichtig. Der 
Reichsfinanzhof hat im Ergebnis ſo entſchieden für den 
Fall, daß an einen ausſcheidenden echten ſtil ben Ge⸗ 
ſellſchafter neben der Kapitaleinlage eine Abfindung 
für die Gewinnbeteiligung bezahlt wird (RStBl 1924 
S. 237). Es wird auch der Fall der Entſcheidung RStBl 
1934 S. 570 hierher zu rechnen ſein, in dem die Inhaber 
von gewinnbeteiligten Genußſcheinen Abfin⸗ 
dungen gegen den Verzicht auf die Gewinnanteile erhalten 
hatten. Es iſt anzunehmen, daß es ſich in dieſem Fall nicht 
um beſondere Entgelte oder Vorteile ſondern 
um eine Entſchädigung im Sinn von 8 24 Ziffer 1b 
EStG handelte. Es wäre alſo die Vergünſtigung des $ 34 
EStG einzuräumen. Die Entſcheidung befaßte ſich aber nicht 
mit der Anwendung des beſonderen Steuerſatzes, jondern 
mit der Frage der Steuerpflicht allgemein, die mit Recht 
bejaht worden iſt. 


Entſchädigungen, die in einem Betrieb 
erzielt werden, gehören nicht zu den Entſchädigungen 
im Sinn des § 24 Ziffer 1 EStG. Sie nehmen deshalb 
auch nicht an der Vergünſtigung des $ 31 ESG teil (RStBl 
1937 S. 1094). Die Steuerpflicht einer ſolchen Entſchädigung 
ergibt ſich aus den Gewinnermittlungsvorſchriften der 88 4 
und 5 EStG. 


Die Vorſchriften über die Behandlung der Veräuße⸗ 
rungsgewinne (88 14, 16 und 18 Abſatz 3 EStG) find 
Sonderregelungen gegenüber $ 24 EStG. In 
dieſen Beſtimmungen ist die Behandlung der Veräußerungs⸗ 
gewinne erſch öpfend geregelt. Die ergänzende Anwen⸗ 
dung des & 24 Ziffer 1 EStG kommt bei Veräußerungen 
bon Betrieben im Sinn der bezeichneten Beſtimmungen 
nicht in Betracht. Die Rechtſprechung zu den Veräußerungs⸗ 
gewinnen bezieht nicht nur die Entſchädigungen für fort⸗ 
fallende Gewinnausſichten, ſondern auch jede andere Entſchä⸗ 
digung im wirtſchaftlichen Zuſammenhang mit der Veräuße⸗ 
rung, wie z. B. eine Vergütung für die Ein⸗ 
gehung eines Wettbewerbsverbots durch den 
Veräußerer in den Veräußerungspreis mit ein. Es iſt auch 
zu beachten, daß der Reichsfinanzhof neuerdings Entſchädi⸗ 
gungen aus Anlaß der Stillegung eine Ges 
werbebetriebs als Aufgabegewinn 8 16 Abſatz 3 
EStG gemäß betrachtet hat (RStBl 1939 S. 87). 
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Wegen des Verhältniſſes von 5 21 Ziffer I zu 8 22 
Ziffer 1 EStG Hinweis auf Abſchnitt 7. 


7. Die Ablöſung von wiederkehrenden Bezügen 


Zahlungen, die geleiſtet werden, um wiederkeh⸗ 
rende Bezüge abzulöſen, find wirtſchaftlich Ent⸗ 
ſchädigungen für entgehende Einnahmen. 
Sie können alſo ebenfalls Entſchädigungen im Sinn des $ 24 
Ziffer 1 EStG ſein. Es ergibt ſich aus den bisherigen Dar⸗ 
legungen, daß die Entſchädigung für ausfal⸗ 
lende Gehalts zahlungen, z. B. wegen vorzeitigen 
Ausſcheidens aus einem Dienſtverhältnis, der Vorſchrift des 
§ 24 Ziffer 1 ESt® gemäß ebenſo ſteuerpflichtig iſt wie 
die Gehaltszahlung ſelbſt. Auch eine Ablöſung von 
Ruhegehältern wird als ſteuerpflichtiger Arbeitslohn 
behandelt, weil das Ruhegehalt im $ 19 EStG bei den Ein⸗ 
künften aus nichtſelbſtändiger Arbeit aufgezählt wird. 
Werden Anſprüche auf laufende Gewinnan⸗ 
teile im Sinn des 8 20 Abſatz 1 Ziffern 1 oder 2 EStG 
abgefunden, ſo ſind die Ablöſungsbeträge ebenfalls 
Einkünfte nach $ 20 Abſatz 1 Ziffern 1 oder 2. Dieſe Er⸗ 
gebniſſe folgern klar aus dem Wortlaut des § 24 Ziffer 1 
EStG. 


Schwierigkeiten ergeben ſich bei den wiederkehrenden 
Bezügen, die § 22 Ziffer 1 EStG gemäß zu den ſonſti⸗ 
ſtigen Einkünften gehören. Der Reichsfinanzhof be⸗ 
ſchäftigte ſich im Urteil RStBI 1935 S. 1570 mit dem Sach⸗ 
verhalt, daß ein Grundſtück gegen die Zuſiche⸗ 
rung einer Rente hingegeben worden war, die 
ſpäter durch eine Abfindung abgelöſt wurde. 
Es war zu entſcheiden, ob die Abfindung ſteuerpflichtig § 24 
Ziffer 1 EStG gemäß war. Die Rente war das Entgelt für 
die Grundſtücksüberlaſſung. Sie trat alſo an die Stelle 
eines feſten Kaufpreiſes. Sie war § 22 Ziffer 1 EStG ge⸗ 
mäß ſteuerpflichtig. Es kommt bei den wiederkehrenden 
Bezügen, ſoweit ſie ſonſtige Einkünfte ſind, nur auf die 
äußere Form und nicht auf den Entſtehungsgrund an. Der 
feſte Kaufpreis iſt dagegen in der Regel nicht ſteuerpflichtig. 
Wäre von vornherein ein feſter Kaufpreis verabredet wor⸗ 
den, ſo hätte dieſer Kaufpreis nicht der Einkommenſteuer 
unterlegen. Die ſpätere Ablöſung der Rente iſt vom Reichs, 
finanzhof nicht als ſteuerpflichtige Entſchädigung nach $ 21 
Ziffer 1 EStG angeſehen worden, obgleich die Ablöjungs- 
ſumme den Wegfall der ſteuerpflichtigen Rente entſchädigte. 
Der Reichsfinanzhof führt dazu aus, daß das Geſetz mit der 
Anknüpfung an die äußere Form der wiederkehrenden Be⸗ 
züge bewußt Unbilligkeiten in den Fällen in Kauf nehmen 
wollte, in denen die wiederkehrenden Bezüge entgeltlich er⸗ 
worben worden find. Dieſe Unbilligkeit müſſe aber auf das 
vom Geſetzgeber gewollte Maß beſchränkt bleiben. Wenn die 
die Steuerpflicht begründende äußere Form des Wieder⸗ 
kehrens aufhöre, ſo falle damit auch die Steuerpflicht fort. 
Es beſtehe kein Grund, den Ablöſungsbetrag, der kein 
wiederkehrender Bezug iſt, als ſteuerpflichtige Einnahme zu 
behandeln. Als weitere Begründung wird noch angefügt, 
daß die Abfindung wirtſchaftlich nicht eine Entſchädigung für 
die entgehende Rente, ſondern der durch die geleiſteten 
Rentenzahlungen noch nicht getilgte Kaufpreis für das 
Grundſtück fei. In einem neueren Urteil (RStBl 1937 
S. 110) hat der Reichsfinanzhof die Steuerpflicht einer Ab- 
findung für eine Rente aus einer Erbfolge mit 
denſelben Gründen abgelehnt. In dieſer Entſcheidung iſt 
ausgeführt: 


„Wird eine Rente durch Kapitalzahlung abgelöſt, ſo iſt das 
gezahlte Kapital in den Fällen nicht zu den ſteuerpflichtigen 
Einnahmen zu rechnen, in denen das Kapital, wenn es bon 
Anfang an an Stelle der Rente gezahlt worden wäre, nicht zu 


den nach dem Einkommenſteuergeſetz zu verſteuernden Ein⸗ 


nahmen gehört hätte. In ſolchen Fällen fällt mit dem Fortfall 
der Rente die die Beſteuerung begründende Form fort; das 
gezahlte Kapital iſt hier nicht Entſchädigung im Sinn des 
§ 24 EStG 1934, ſondern es handelt ſich um einen der Be: 
ſteuerung nach dem Einkommenſteuergeſetz nicht unterliegenden 
Kapitalanfall.“ 


Die Beſteuerung hört auf, ſobald die Einnahmen 
nicht mehr als wiederkehrende Bezüge erzielt 
werden. Sie kommt auch nicht mehr in Betracht, wenn vor 
der Fälligkeit der Rente eine Abfindung der zu erwartenden 
Rente geleiſtet wird. Wird eine Verſicherungseinrichtung, 
die die Altersverſorgung der Mitglieder zur Aufgabe hat, 
aufgelöſt, ſo iſt das, was das Mitglied bei der Auseinander⸗ 
ſetzung durch Rückgewähr ſeiner Beiträge erhält, keine 
ſteuerpflichtige Entſchädigung, ſondern ein ſteuerfreier Aus⸗ 
einanderſetzungserlös (RStBl 1936 S. 600). Wegen der 
iche . ee von Betrieben Hinweis auf Ab⸗ 

pnitt 8. 


Die Einkommenſteuerpflicht kann demgemäß auch nicht 
angenommen werden: 


a) wenn eine Rentenverſicherung nach der Fällig⸗ 
keit durcheinen Kapitalbetragabgegolten 
wird, oder 

b) wenn eine noch nicht fällige Renten verſiche⸗ 
rung in eine Kapitalverſicherungumge⸗ 
wandelt wird, oder 

c) wenn ein Verſicherungsverhältnis durch 
Kündigung ſo gelöſt wird, daß dem Verſicherten der 
ſogenannte Rückkaufswert (die Prämienrücklage) 
ausgezahlt wird, oder 

d) wenn die Umwandlung in eine prämienfreie 
Verſicherung vorgenommen wird. „Im Hinblick auf 
den Sparzweck der Verſicherung iſt hier der Sachverhalt 
ſo, wie wenn der Verſicherungsnehmer eine Sparſumme 
von der Sparkaſſe abhebt oder erſpartes Kapital dort 
weiterhin anlegt“ (RStBl 1936 S. 600). 


Was der Reichsfinanzhof für die Renten entſchieden 
hat, gilt auch für andere wiederkehrende Bezüge im Sinn 
des § 22 Ziffer 1 EStG. Wendet ein nicht unbe⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtiger Vater ſeinem in 
Deutſchland wohnhaften Sohn auf Grund 
vertraglicher Verpflichtung unentgeltlich 
Zuſchüſſe oder ſonſtige Vorteile wieder⸗ 
kehrend zu, fo iſt der Empfänger damit § 22 Ziffer 10 
EStG gemäß einkommenſteuer pflichtig. Die Ablöſung 
dieſer wiederkehrenden Bezüge durch einen Kapital- 
betrag iſt beim Empfänger nicht Entſchädrigung 
im Sinn des 8 24 Ziffer 1 EStG. Iſt der Vater un be⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtig, ſo iſt ihm die Entſchädigung 
71 75 ey 0 101 1 zuzurechnen. Ab⸗ 

ugs fähig iſt die Entſchädigung beim Vater nie 
(8 12 Ziffer 2 EStG). 9 7 


Die gleichen Grundſätze müſſen auch gelten bei der Ab⸗ 
findung des Mietwerts einer an den Sohn unent⸗ 
geltlich überlaſſenen Wohnung, wenn man der Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs (RSEBI 1939 S. 4) folgt, daß in 
dieſem Fall der Mietwert nicht unter die Einkünfte des 
Sohnes aus Vermietung und Verpachtung im Sin des 8 21 
Abſatz 2 ESG, ſondern unter die Einkünfte des unbe- 
ſchränkt ſteuerpflichtigen Vaters gehört. 


„Die Abfindungen für ſteuerpflichtige wiederkehrende 
Glen ſind alſo nicht ſteuerpflichtig, wenn die 
Steuerpflicht auf der äußeren Form der wiederkehrenden 
Bezüge beruhte, d. h. wenn es ſich um wiederkehrende Be⸗ 
züge handelt, die nach § 22 Ziffer 1 EStG zu den ſonſti⸗ 
gen Einkünften gehören. Abfindungen für wieder⸗ 
kehrende Bezüge, die zu anderen Einkunftsarten gehören, 
find dagegen grundſätzlich ſteuer pflichtig. Die Abfin⸗ 
dung für den Ruhegehaltsanſpruch iſt deshalb, wie ſchon 
oben feſtgeſtellt worden iſt, als Arbeitslohn ſteuer⸗ 
pflichtig. Die Steuerpflicht tritt auch ein, wenn ein Arbeit⸗ 
geber den Anſpruch auf Ruhegehalt dadurch abfindet, daß 
er die Kapitalien, die aus einer zur Rückdeckung abge⸗ 


ſchloſſenen Verſicher 
Arbeitnehmer überlädt. en eee eee e 


Ebenſo iſt die Übertragung des auf den Inhaber aus⸗ 
geſtellten Verſicherungsſcheins vom Albeltgeber auf den 
Arbeitnehmer zur Abgeltung der ſpäteren Verſorgung eine 
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als Arbeitslohn ſteuerpflichtige Entſchädigung, wenn nicht 
ſchon die Prämienzahlungen des Arbeitgebers bereits als 
Arbeitslohn behandelt worden find (RStBl 1940 S. 12). 


8. Die Abfindungen 
Betrieben 


Die Abfindungen für Leiſtungen, die aus der Verſor⸗ 
gungseinrichtung eines Betriebs zu erwarten ſind, können 
ſteuer pflichtig oder ſteuer frei ſein. Es kommt hier 
zunächſt einmal darauf an, wer die Mittel der Verſorgungs⸗ 
einrichtung aufbringt. 

Die Verſorgungseinrichtung, die Beiträge des 
Arbeitnehmers erhebt und — mindeſtens zum Teil — 
dadurch die Mittel für die Verſorgungsleiſtungen beſchafft, 
iſt jeder anderen Verſicherungseinrichtung gleichzuſtellen. 
Ihre Leiſtungen ſind kein Arbeitslohn; ſie ſind nur als 
ſonſtige Einkünfte einkommenſteuerpflichtig, wenn ſie in der 
Form wiederkehrender Bezüge im Sinn von 8 22 Ziffer 
EStG gewährt werden. Die Abfindungen, die aus einer 
ſolchen Verſorgungseinrichtung für die Verſorgungsleiſtun 
gen gewährt werden, ſind ebenſowenig ſteuerpflichtige Ent⸗ 
ſchädigungen wie die Ablöſung von Rentenverſicherungen. 
Der Auseinanderſetzungserlös aus Anlaß der Auflöſung it 
ebenfalls nicht ſteuerpflichtig (Hinweis auf Abſchnitt 7). 

Werden die Mittel der Verſorgungseinrichtung eines 
Betriebs durch den Arbeitgeber allein aufge⸗ 
bracht, ſo iſt zu unterſcheiden, ob die einzelnen Zuwei⸗ 
ſungen des Arbeitgebers an die Verſorgungseinrichtung 
Arbeitslohn des einzelnen Arbeitnehmers im Zeitpunkt der 
Zuweiſung ſind oder nicht. Iſt die einzelne Zuweiſung 
zur Verſorgungsein richtung als Arbeits⸗ 
lohn anzuſehen (Hinweis auf § 2 Abſatz 3_ Biffer 2 
StD), fo find die Verſorgungsleiſtungen 
ſelbſt nicht mehr als Arbeitslohn zu behandeln. Sie 
ſind daher nur als ſonſtige Einkünfte ſteuerpflichtig, 
wenn ſie als wiederkehrende Bezüge gewährt 
werden (8 22 Ziffer 1 EStG). Abfindungen aus ſolchen 
Verſorgungseinrichtungen ſind nicht einkommenſteuerpflich⸗ 
tig im Sinn des 8 24 Ziffer 1 EStG. Sind die einzelnen 
Zuweiſungen des Arbeitgebers nicht als 
Arbeitslohn verſteuert worden, ſo ſind die ſpäteren 
Verforgungsleiſtungen aus der Einrichtung 
grundſätzlich als Arbeitslohn zu behandeln 
(RStBl 1937 S. 638). 

Eine ſolche Behandlung iſt aber nur dann gerechtfertigt, 
wenn der Arbeitnehmer mit Erfolg dafür gekämpft hat, daß 
die Zuweiſungen nicht als Arbeitslohn verſteuert wurden. 
Iſt die Verſteuerung der Zuweiſungen als Arbeitslohn 
ohne Zutun des Arbeitnehmers unterblieben, 
dann muß die Verſteuerung der Zuweiſungen als Arbeits. 
lohn nachgeholt werden. Die Verſteuerung kann nicht 
mehr nachgeholt werden, ſoweit bereits Verjährung 
eingetreten iſt (RStöl 1939 S. 864 und S. 866). 


Die Auseinanderſetzungsanteile, die aus Anlaß der 
Auflöſung einer nur vom Arbeitgeber geſpeiſten Verſor⸗ 
gungseinrichtung an die Arbeitnehmer ausgezahlt werden, 
find nicht Entſchädigungen im Sinn von § 24 EStG, wenn 
die Zuweiſungen des Arbeitgebers bereits als Arbeitslohn 
behandelt worden ſind. In den anderen Fällen wird eine 
ſteuerpflichtige Entſchädigung dann anzunehmen ſein, wenn 
dieſe Auseinanderſetzungsanteile eine Abfindung für die 
freiwilligen oder geſchuldeten Penſionsleiſtungen ſind. Man 
kann das wohl als den Regelfall anſehen. Es handelt ſich 
jedoch nicht um eine Entſchädigung, wenn nicht das 
Entſchädigungsbedürfnis, ſondern der Fort⸗ 
fall des Verſorgungszwecks der Grund für die 
Ausſchüttung iſt (NS 1939 S. 1233). Die Ausſchüttung 
iſt in dieſem Fall ſtets als eine Zuzahlung zum lau 
fenden Arbeitslohn zu verſtenern (RStBl 1938 
S. 1052). 


aus Verſorgungseinrichtungen von 


9. Die verfahrensmäßige Behandlung der Entſchädigungen 


Die Entſchädigungen im Sinn des 8 24 Ziffer 1 EStG 
gehören zu derjenigen Einkunftsart, zu der die erſetzten Be⸗ 


züge gehören. Die Art der Erhebung der Ein⸗ 
kommenſteuer richtet ſich grundſätzlich nach der Zu⸗ 
gehörigkeit zu einer Einkunftsart. Eine 
ſteuerpflichtige Entſchädigung für Einkünfte, die nur im 
Weg der Veranlagung erfaßt werden, wird ebenfalls 
durch Veranlagung der Einkommenſteuer unterworfen. Ent⸗ 
ſchädigungen, die ſteuerabzugspflichtige Bezüge 
erſetzen, folgen auch verfahrens mäßig den erſetzten 
Einkünften. In dieſen Fällen gilt grundſätzlich die Steuer⸗ 
abzugspflicht auch für die Entſchädigung. 

Die ſteuerpflichtige Entſchädigung, die ein Arbeit⸗ 
nehmer vom Arbeitgeber erhält, unterliegt dem 
Steuerabzug vom Arbeitslohn. Es tritt hier alſo 
auch die Haftung des Arbeitgebers für die 
Steuer ein. | 

Wenn die Entſchädigung nicht durch den Arbeit geber, 
ſondern durch einen Dritten gewährt wird, ſo iſt das 
formelle Lohnſteuerrecht in der Regel nicht anwendbar, 
weil ſeine Beſtimmungen vorausſetzen, daß der Arbeitslohn 
durch den Arbeitgeber ausgezahlt wird. Das Abzugs⸗ 
verfahren iſt z. B. nicht anzuwenden, wenn ein Dritter im 
Weg des Schadenserſatzes für Verdienſtent⸗ 
gang entſchädigt. In einem gewiſſen Umfang gelangt das 
Lohnſteuerabzugsrecht jedoch im Fall der entgeltlichen 
Abtretung zur Geltung. 

Bei der entgeltlichen Abtretung der Anſprüche auf 
Arbeitslohn empfängt der Arbeitnehmer im Abtretungsent⸗ 
gelt eine Entſchädigung im Sinn des § 24 Ziffer 1 EStG. 
Dieſe Entſchädigung iſt Arbeitslohn (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 5). Für die Zahlung der Entſchädigung gelten die 
Vorſchriften über den Steuerabzug vom Arbeitslohn nicht, 
weil derjenige, der die Entſchädigung leiſtet, nicht Arbeit⸗ 
geber iſt. Wohl aber hat der Arbeitgeber, der die abgetre⸗ 
tenen Bezüge an den Abtretungsempfänger aus⸗ 
bezahlt, die Vorſchriften über den Steuerabzug vom Arbeits⸗ 
lohn zu beachten (Rech Bd. 21 S. 30). Bei jeder Auszah⸗ 
lung an den Abtretungsempfänger iſt der Lohnſteuerabzug 
durch ihn vorzunehmen. Der Steuerabzug geſchieht für 
Rechnung des Arbeitnehmers, der die Abtretung vorgenom⸗ 
men hat, ohne Rückſicht auf die Höhe des Abtretungsentgelts. 
Die einbehaltene Lohnſteuer iſt deshalb bei der Veranlagung 
des Arbeitnehmers, der die Eutſchädigung im Weg 
der Veranlagung zu verſteuern hat, anzurechnen 
(8 47 Abſatz 1 ESG). Eine Erſtattung der einbehaltenen 
Steuerabzugsbeträge kommt bei der Veranlagung nicht in 
Betracht (8 47 Abſatz 3 Satz 2 ESG). Auch wenn eine 
Veranlagung nicht vorzunehmen iſt, iſt eine Erſtattung aus 
dem Grund, weil die Steuer aus dem Abtretungsentgelt 
geringer iſt als die Lohnſteuer aus den an den Abtretungs⸗ 
empfänger geleiſteten Zahlungen, nicht möglich, weil ſie 
nicht zu Unrecht bezahlt worden iſt. Dieſe Regelung läßt 
den objektſteuerartigen Charakter der Lohnſteuer klar er⸗ 
kennen. Die Anwendung der beſonderen Lohnſteuerbeſtim⸗ 
mungen iſt aber inſoweit eingeſchränkt, als die Inanſpruch⸗ 
nahme des Arbeitnehmers wegen der Lohnſteuer (8 46 Ab- 
ſatz 2 OStD) regelmäßig nicht in Betracht kommt (StW 
1931 Nr 706). 

Was für lohnſteuerpflichtige Vorgänge aus⸗ 
geführt iſt, gilt grundſätzlich für Entſchädigungen ent⸗ 
ſprechend, die für andere ſteuerabzugspflichtige Einnah⸗ 
men gewährt werden. Die Abfindung an den aus⸗ 
ſcheidenden typiſchen ſtillen Geſellſchafter 
iſt daher grundſätzlich kapitalertragſteuerab⸗ 
zug spflichtig, ſoweit fie Entſchädigung im Sinn des 
8 24 Ziffer 1 ESG iſt. Die ſteuerpflichlige Ablöſung für 
den Verzicht auf gewinnbeteiligte Genußſcheine im Sinn von 
8 20 Abſatz 1 Ziffer 1 und § 43 Abſatz 1 Ziffer 1 ESIC 
unterliegt ebenfalls dem Steuerabzug vom Kapitalertrag 
(RStBl 1934 S. 570). 


10. Der Steuerſatz 


Die Entſchädigungen im Sinn des 8 24 Ziffer 1 ESt 
werden im $ 34 Abſatz 2 Ziffer 3 EStch aufgezählt. Dieſe 
Aufzählung beſagt nicht, daß für jede Entſchädigung die 
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unter 8 24 Ziffer 1 EStG fällt, der ermäßigte Steuerſatz 
des § 34 Abſatz 1 EStG in Betracht kommt. Es gilt hier zu: 
nächſt die Einſchränkung, die im Geltungsbereich des 8 34 
ESt ſelbſt ſchon liegt: §S 34 EStG gilt nur für das 
Veranlagungs verfahren. Entſchädigungen, die 
nicht im Veranlagungsverfahren erfaßt werden, können auch 
nicht 8 34 EStG gemäß behandelt werden. Entſchädigungen, 
die an beſchränkt Steuerpflichtige gezahlt werden, ſind von 
der Vergünſtigung des ermäßigten Steuerſatzes nach der 
Vorſchrift des 8 50 Abſatz 1 Satz 2 EStG ausgeſchloſſen. 
Eine Einſchränkung für die Anwendung des § 34 EStG 
liegt auch darin, daß Entſchädigungen im Sinn des § 24 
Ziffer 1 ESt® nur ſolche find, die nicht ſchon nach anderen 
Vorſchriften einkommenſteuerpflichtig find; Entſchädigungen 
3. B., die in einem Betrieb anfallen, genießen nicht die Vor⸗ 
teile des § 34 EStG (Hinweis auf Abſchnitt 6 und auf 
RStl 1937 S. 1094). 


Aus Sinn und Zweck des $ 34 EStc ergeben ſich noch 
andere Einſchränkungen. Entſchädigungen im Sinn 
des 8 24 Ziffer 1 EStG find nur dann nach 8 34 EStG be⸗ 
günſtigt, wenn ſie außerordentliche Einkünfte 
find. Die Faſſung des § 34 Abſatz 2 EStG könnte nahe⸗ 
legen anzunehmen, daß Entſchädigungen im Sinn des 8.24 
Ziffer 1 EStG ebenſo wie die anderen angeführten Fälle 
ohne weiteres als außerordentliche Einkünfte zu gelten 
hätten. Dieſe Auffaſſung würde dem Grundgedanken des 
8 34 EStG zuwiderlaufen. Es find nicht alle Entſchädi⸗ 
gungen des § 24 Ziffer 1 ESt begünſtigt, ſondern nur 
diejenigen, die als außerordentlich zu bezeichnen ſind. 
Außerordentlich ſind Entſchädigungen dann nicht, 
wenn ſie in regelmäßigen Einnahmen beſtehen. 
Das iſt der Fall, wenn die Entſchädigung in einer Rente 
oder in anderen wiederkehrenden Bezügen 
beſteht. 8 


Beiſpiele: 

Als Entſchädigung für die vorzeitige Auflöſung eines 
Dienſtverhältniſſes wird das Gehalt weitergezahlt (R Stohl 
1932 S. 56). Oder die Entſchädigung wird in einer laufenden 
Gewinnbeteiligung gewährt (RStBl 1939 S. 124). 


Außerordentlich ſind Entſchädigungen auch nicht, 
wenn ihr Betrag nicht größer iſt als der Betrag der beim 
Steuerpflichtigen in einem Steuerabſchnitt entgehenden 
Einnahme. Als außerordentliche Einkünfte kommen nur 
Entſchädigungen in Betracht, die als Abfindung für eine 
Vielzahl von Einnahmen gewährt werden, die ſich auf 
mehrere Kalenderjahre verteilt hätten. Der Reichs⸗ 
finanzhof hat in der Entſcheidung RStBl 1939 S. 1080 die 
Ablöſung einer ſpäter fälligen einmaligen Verſorgungs⸗ 
zahlung durch einen einmaligen Entſchädigungsbetrag 
nicht als außerordentlich angeſehen (Hinweis auch auf 
RStBl 1940 S. 12). 


Die Beſtimmung des 8 34 ESt will verhindern, daß 
der Steuerpflichtige mit einer einmaligen Abfindung wegen 
der hohen Staffelung der tarifmäßigen 
Steuerſätze erheblich ungünſtiger behandelt wird, 
als wenn ihm laufende Einnahmen zugefloſſen wären. 
Außerordentliche Einkünfte ſind Entſchädigungen deshalb 
nur dann, wenn fie in einmaligen Zahlungen be 
ſtehen. Jede Verteilung auf mehrere Kalender⸗ 
jahre bedeutet bereits eine Milderung der tarifmäht- 
gen Staffelung. Sie hindert die Anwendung des § 34 
EStG; auch dann, wenn der gezahlte Teilbetrag in ſich 
wieder das zuſammengefaßte Entgelt für mehrere 
Jahre iſt (RStBl 1939 S. 124). 


Der beſondere Steuerſatz des § 31 EStG beſteht in 
einem Rahmenſatz von 10 bis 25 vom Hundert der außer⸗ 
ordentlichen Einkünfte. Ein Erlaß des Reichsminiſters der 
Finanzen vom 11. Juli 1938 S 2194 — 184 III, veröffentlicht 
im RStBl 1938 ©. 643, ordnete an, daß bei außerordent⸗ 
lichen Einkünften im Geſamtbetrag von nicht mehr als 
100 000 RM ein Steuerſatz von 10 vom Hundert (bei Ledi⸗ 
gen von 12 vom Hundert) inſoweit angewandt werden 
ſollte, als die außerordentlichen Einkünfte zum laufenden 
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Jahr nicht in Beziehung ſtehen. Dieſer Erlaß iſt durch die 
Einkommenſteuer⸗Richtlinien für 1939 aufgehoben worden. 
Es gilt erſtmalig für das Kalenderjahr 1939 die Regelung, 
daß die Einkommenſteuer für die außerordentlichen Ein⸗ 
künfte regelmäßig nach dem Steuerſatz zu bemeſſen iſt, 
der ſich bei der Anwendung der Einkommenſteuertabelle auf 
das übrige Einkommen als durchſchnittlicher 
Hundertſatz ergibt. Die EStR für 1939 führen im 
Abſchnitt 85 das folgende Beiſpiel einer Entſchädigung an: 


Beiſpiel: 

Ein Prokuriſt der Steuergruppe II mit einem Monats⸗ 
gehalt von 2000 RM, deſſen Anſtellungsvertrag noch bis zum 
31. Dezember 1941 läuft, iſt am 31. Dezember 1939 aus dem 
Dienſt ſeines Arbeitgebers ausgeſchieden. Er hat am 
ie N 1939 als Abfindung einen Betrag von 40 000 RM 
erhalten. 


Einnahmen aus nichtſelbſtändiger 
Arbeit ene e e 
Werbungskoſten 


60 000 RM, 
. 300 RM, 


Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit. 59 700 RM, 
Geſamtbetrag der Einkünfte . 59 700 RM, 
Sonderausgaben : 700 RM, 
Einkommen bent . e eee 
Davon unterliegen einem ermäßigten Steuerſatz 40000 RM. 
Es ſind nach der Einkommenſteuertabelle zu 

verſteuern . , en, eme, een 
Die Einkommenſteuer beträgt 0 4 340 RM. 
Der durchſchnittliche Hundertſatz für das 

übrige Einkommen beträgt 4340 : 19 000 

= 22 vom Hundert (nach unten abgerundet). 

Der Steuerſatz von 22 vom Hundert iſt auf 

die außerordentlichen Einkünfte in Höhe von 

40 000 RM anzuwenden 1 N UM, e M. 


Zuſammen 13 140 RM. 


Der Höchſtſatz von 25 vom Hundert darf 
nicht überſchritten werden. Der Steuerſatz kann 
in beſonderen Fällen ausnahmsweiſe bis auf 
10 vom Hundert ermäßigt werden. 


Bei lohnſteuerpfl ihtigen Entſchädigungen iſt 
§ 34 EStG nur dann anzuwenden, wenn ſie veranlagt 
werden (Hinweis auf § 46 ESt®). Beim Steuerabzug vom 
Arbeitslohn wird § 34 EStG nicht angewendet. Die Be⸗ 
ſtimmungen des Lohnſteuerrechts ſehen aber eben⸗ 
falls eine beſondere tarifliche Behandlung vor, die die 
Auswirkung der tabellenmäßigen Tarifſtaffelung vermeiden 
toll. § 35 LSt DB läßt bei ſonſtigen, insbeſondere ein⸗ 
maligen Bezügen, die aus demſelben Dienſtverhältnis neben 
dem laufenden Arbeitslohn bezahlt werden, die Anwendung 
beſonderer Steuerſätze zu. Im Gegenſatz zu § 84 EStG 
will aber 8 35 ESt Dy nicht ausſchließlich einmalige, ſondern 
auch noch andere nicht laufende, ſich jedoch vielleicht in 
größeren Abſtänden wiederholende Bezüge von der Anwen⸗ 
dung der Tabelle ausnehmen. Auch wenn die Entſchädigung 
erſt nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes bezahlt wird, 
kann die Anwendung des § 35 LSDB wohl nicht ausge⸗ 
ſchloſſen werden, obgleich es ſich nicht um eine Zahlung 
neben den laufenden Bezügen handelt (Hinweis auf 
Oeftering, Das geſamte Lohnſteuerrecht 8 35 Bem. 3). Folgt 
dem Steuerabzugsverfahren § 46 EStG gemäß eine Ver⸗ 
anlagung ſo gelten bei der Veranlagungaus ſchließ⸗ 
lich die Vorſchriften des 834 E St. 


Die Vorſchriften über den Steuerabzug vom 
Kapitalertrag kennen keine Beſtimmungen über 
eine beſondere Behandlung von einmaligen Zahlungen wie 
Entſchädigungen. Es beſteht dafür bei dem einheitlichen 
Steuerſatz von 10 vom Hundert auch kein Bedürfnis. 


1 Veranlagte Steuer und Steuerabzugsbeträge Cr» 
höhen ſich noch um den Kriegs zuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer. 
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Die Besteuerung von Renten und von Kapitalzahlungen 
zur Ablösung von Renten’ von Regierungsrat Dr. Kapp, Lehrer an der Reichsfinanzschule Leipa 


Inhalt: 


Der Begriff „Rente“, 

2. Die ſteuerliche Behandlung von Renten und Rentenzahlungen 
im Rahmen der Einkunftsarten des § 2 Abſatz 3 Ziffern 1 
bis 6 EStG, 

3. Die Beſteuerung von Renten im Rahmen des § 22 EStG 

(ſonſtige Einkünfte), 


1. Der Begriff „Rente“ 


Renten ſind Leiſtungen in Geld oder in Geldeswert, 
die in beſtimmten Zeiträumen wiederkehren 
— wiederkehrende Bezüge — und auf Grund einer einheit⸗ 
lichen Verpflichtung, dem Rentenſtammre cht, ohne 
Einzel gegenleiſtung zu entrichten ſind (Hinweis auf 
§ 1199 BGB). Sie find entweder vererblich (derer bliche 
Rente) oder auf die Lebenszeit des Gläubigers oder des 
Schuldners (Leibrenten) oder auch auf eine beſtimmte 
Zeit abgeſtellt (Zeitrenten). Das Leibgedinge 
(Altenteil, Auszug, Leib zucht) iſt als un vererb- 
liche Rente anzuſehen. Es handelt ſich dabei um in Geld und 
Sachwerten beſtehende wiederkehrende Bezüge, die der Unter⸗ 
nehmer eines landwirtſchaftlichen Betriebs dem U ber⸗ 
geber zum Zweck des Lebensunterhalts gewährt 
(Hinweis auf $ 22 ESt und Band 12 der Bücherei des 
Steuerrechts S. 103). 


Renten können begrifflich im Rahmen aller Ein- 
kunftsarten anfallen. Es iſt für die Beſteuerung von Be⸗ 
deutung, zu welcher Einkunftsart die Rente im einzelnen 
Fall gehört. 


2. Die ſteuerliche Behandlung von Renten und Rentenzah⸗ 
lungen im Rahmen der Einkunftsarten des 8 2 Abſatz 3 
Ziffern 1 bis 6 EStG 


Die Hauptbedeutung haben die Renten bei der Ver⸗ 
äußerung und Übertragung von Betrieben. 
Die verſchiedenſten Möglichkeiten find dabei denkbar (Hin- 
weis auf RStöBl 1930 S. 580, 1939 S. 1120, RF Band 31 
S. 1, Steinweg in DStZ 1939 Nr. 7). 


Es beſteht bei der Veräußerung eines Betriebs oder 
einer betrieblichen Beteiligung oft das Beſtreben, das Ent⸗ 
gelt ſo zu bemeſſen, die der weiteren Entwicklung des Be⸗ 
triebs entſpricht und gleichzeitig eine Verteilung des Kauf⸗ 
preiſes auf einen längeren Zeitraum bewirkt. Der Ver⸗ 
äußerer läßt ſich dann regelmäßig einen Teil des Kauf⸗ 
preiſes ſofort oder in kurzfriſtigen Raten be⸗ 
zahlen. Daneben läßt er ſich auf eine Reihe von Jahren eine 
Rente einräumen. Dieſe Rente ſtellt einen Teil des 
Kaufpreiſes für die von dem Erwerber übernommenen 
Wirtſchaftsgüter dar (Kaufpreisrente) und muß von 
dem Erwerber als Kaufpreisſchuld paſſi⸗ 
viert werden. Die laufenden Zahlungen wirken ſich, ſo⸗ 
lange ſie die paſſivierte Kaufpreisſchuld nicht überſteigen, 
als Betriebsvermögens um ſchichtung aus (Hinweis auf 
RStBl 1932 S. 705, 1933 S. 1195). Der paſſivierte Betrag 
muß entſprechend der Laufzeit der Rente abgeſchrieben 
werden. Wegen der Berechnung des Kapitalwerts Hinweis 
auf RStBl 1934 S. 837. 


* 


Es kommt dem Veräußerer eines Betriebs oder einer 
betrieblichen Beteiligung oft nicht ſo ſehr auf die Zahlung 


einer einmaligen größeren Summe als darauf an, ſich 


„) Auf ſteuerfreie Renten und Kapitalzahlungen ſoll nicht 
eingegangen werden. 


4. Die Abgrenzung der Renten von Kaufpreisraten, 
5. Die Beſteuerung von Kapitalzahlungen, 


6. Die Beſteuerung von Kapitalzahlungen zur Ablöſung von 
Renten. 


durch laufende Zahlung en, unter Umſtänden auf 
Lebenszeit, eine Art Rente und gleichzeitig eine 
Verſorgung zu verſchaffen (RStBl 1930 S. 580; 1989 
S. 1120). Der Veräußerer denkt in dieſem Fall weniger an 
ein gleichwertiges Entgelt für die Überlafiung feines Be⸗ 
triebs oder feiner Beteiligung. Der Verſorgungs⸗ 
gedanke ſteht im Vordergrund feiner Betrachtungen. Die 
Rente iſt in dieſem Fall weniger der Gegenwert für über⸗ 
nommene Wirtſchaftsgüter als die Nachwirkung der 
früheren Tätigkeit des Veräußerers (RStBl 1932 
S. 1705; 1934 S. 837). Verſorgungsrenten dieſer 
Art bilden aber bei der Veräußerung eines Betriebs oder 
einer betrieblichen Beteiligung die Ausnahme. Der R§ß hat 
dazu in der Entſcheidung vom 12. Oktober 1938 (RSt Bl. 
1939 5 122) die folgenden grundſätzlichen Ausführungen 
gemacht: 


„Es erſcheint überhaupt kaum möglich, die Gewährung einer 
Verſorgungsrente anzunehmen, wenn jemand einen Betrieb 
an einen anderen gegen Gewährung einer Nente beränkert. 
Hierbei handelt es ſich um einen Verkauf. Von der Gewährung 
einer Verſorgungsrente könnte nur dann die Rede ſein, wenn 
die verbleibenden Geſellſchafter einem ausſcheidenden Geſell⸗ 
ſchafter oder ſeiner Witwe in erſter Linie mehr aus einer Art 
moraliſchen Erwägung eine Verſorgung zufiderten, Er⸗ 
wägungen, die mit betrieblichen Geſichtspunkten zuſammen⸗ 
fallen können, da auch der Betrieb ein Intereſſe daran haben 
kann, daß die früheren Inhaber nicht unberſorgt daſtehen.“ 


Es entſpricht dem Weſen der Verſorgungsrente, von 
einer Paſſivjerung des Kapitalwerts der Rente im Zeit⸗ 
punkt der Übertragung des Betriebs oder der Beteiligung 
abzuſehen (Hinweis auf RStBl 1932 S. 705, 1984 
S. 837; 1939 S. 1120). Die Paſſivierungspflicht beſteht nur, 
wenn die Rente ſich wirtſchaftlich als Kaufpreis 
oder als Teil des Kaufpreiſes für die übernommenen 
Wirtſchaftsgüter darſtellt. Die bezahlten Renten ſind des⸗ 
halb ohne Paſſivierung des Kapitalwerts als Betriebs ⸗ 
ausgaben abzugsfähig. 


Es hängt von den Umſtänden des Einzelfalls ab, ob 
Kaufpreischarakter oder Verſorgungs⸗ 
charakter vorliegt. Die Rente als Entgelt für Werte ⸗ 
überlaſſung (Kaufpreisrente) wird regelmäßig ſchärfer um⸗ 
grenzt ſein als die Verſorgungsrente (RF Band 31 S. J). 


Die bei der Übertragung eines Betriebs an Ver ⸗ 
wandte vereinbarten Renten nehmen eine beſondere 
Stellung ein. Es iſt dabei zwiſchen entgeltlichen und 
unentgeltlichen Renten zu unterſcheiden. 


Würde ein Dritter nicht mehr oder nicht weniger be⸗ 
zahlen als z. B. der Sohn des Veräußerers, ſo iſt der Über⸗ 
gang von den verwandtſchaftlichen Beziehungen unbeein⸗ 
flußt geblieben. Der Erwerb iſt entgeltlich. Die Rente 
iſt ein Teil des Kaufpreiſes (Hinweis auf Abſchnitt 2 a, 
Steinweg in DStz 1939 Nr. 7). 


Es liegt beim Übergang eines Betriebs zwiſchen Ver⸗ 
wandten aber regelmäßig ein unentgeltlicher Erwerb 
vor — Schenkung oder vorweggenommene Erbſchaft. 
Erwerb des Betriebs geht allerdings auch in dieſem Fall 
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meiſt nicht ohne Auflagen vor ſich. Der Übernehmer ver⸗ 
pflichtet ſich, z. B. ſeinen Eltern bis zum Tod eine Rente zu 
zahlen. Der Erwerb iſt trotz derartiger Laſten unent- 
geltlich. Die Laſten werden zwar mit dem Betrieb über⸗ 
nommen. Sie ſtehen aber zu den Werten, die der Betrieb 
verkörpert, nicht in einem angemeſſenen Verhältnis. 
Leiſtung und Gegenleiſtung halten ſich nicht die Waage. 
Die Rente iſt in derartigen Fällen keine Be triebs 
ausgabe. Der Zuſammenhang mit dem Betrieb iſt nicht 
ſtark genug, um fie als Betriebsausgabe anzuſprechen 
(Hinweis auf Steinweg in DStZ 1939 Nr. 7). 


Etwas anderes gilt nur für die Lan dwi rtſchaft 
(RStBl 1935 S. 157). Altenteilsleiſtungen in 
Zuſammenhang mit der Übernahme eines landwirtſchaft— 
lichen Betriebs ſind Betriebsausgaben. 


Die Rente iſt in allen ſonſtigen Fällen dieſer Art 
lediglich Sonderausgabe (RStBl 1939 S. 1120). 


* 


Der Abzug von Renten als Sonderausgabe iſt durch die 
Beſtimmung des § 12 Ziffer 2 ESt ftarf einge⸗ 
ſchränkt. Dieſe Vorſchrift verbietet den Abzug von Zu⸗ 
wendungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſonen, 
auch wenn dieſe Zuwendungen auf einer beſonderen Verein- 
barung beruhen. Nicht jede Zuwendung an Perſonen, 
die auf Grund ihres Verwandtſchaftsverhältniſſes unter⸗ 
haltsberechtigt wären, iſt aber als nichtabzugsfähige Unter⸗ 
haltsleiſtung im Sinn des § 12 EStG zu behandeln. Die 
Anwendung des § 12 EStG hat immer zu unterbleiben, 
wenn die Rente nicht von dem Unterhaltsverpflichteten an 
den Unterhaltsberechtigten, ſondern von dem Empfänger 
einer Leiſtung für dieſe Leiſtung an den Geber der Leiſtung 
gewährt wird. Der Verpflichtungsgrund der Rente liegt 
alsdann außerhalb der verwandtſchaftlichen Beziehungen 
auf geſchäftlichem Gebiet. Die Rente iſt die Gegen⸗ 
leiſtung dafür, daß der Geber in den Beſitz von Vermögens⸗ 
werten gelangt iſt (Hinweis auf ErgVeranlRichtl. 1934 DV, 
Steinweg in DEZ 1939 S. 194, Ehrhardt in DStZ 1939 
S. 342, RStBl 1933 S. 1287, 1934 S. 338). 


RF H, RStezl 1931 S. 946: „Eine nach dem Betriebs⸗ 
umſatz berechnete Rente an den Vater für Übergabe des Be⸗ 
triebs iſt ein Vorgang familienrechtlicher und erbrechtlicher 
Art, der nur das Privatleben berührt und daher keine Be⸗ 
triebsſchuld oder Betriebsausgabe darſtellt. Die Rentenzah⸗ 
lungen ſind als auf beſonderem Verpflichtungsgrund beruhend 
außerhalb des Betriebsvermögens als Sonderausgabe ab⸗ 
zugsfähig.“ 7 

Die laufenden Rentenbezüge ſind in den 
Fällen der Abſätze 2 bis 5 nachträgliche Ein⸗ 
künfte im Sinn des § 24 Ziffer 2 EStG aus Land- und 
Forſtwirtſchaft, Gewerbebetrieb oder ſelbſtändiger Arbeit 
(RStBl 1932 S. 495, R Band 31 S. 1). Sie gelten als 
in dem Kalenderjahr vereinnahmt, in dem ſie dem Ver⸗ 
äußerer zugefloſſen find (§ 11 EStG). Eine Steuerpflicht 
der laufenden Bezüge beſteht nur, ſoweit fie Gewinn dar- 
ſtellen. Das iſt nur inſoweit der Fall, als ſie über den Wert 
des Betriebsvermögens (Kapitalkontos) im Zeitpunkt der 
Veräußerung hinausgehen. Sie find ſteuerfrei, ſolange 
ſie dieſen Betrag nicht erreicht haben. Sie unterliegen der 
vollen Beſteuerung, ſoweit ſie darüber hinaus gehen. 
Die für Veräußerungsgewinne in der Form feſter Kauf⸗ 
preiſe geltende Beſtimmung des § 34 ESS ift nicht an- 
wendbar. 


Wenn das Entgelt in einem feſten Kaufpreis und 
daneben in laufenden Bezügen beſteht, gilt der 
feſte Kaufpreis auch bei Zerlegung in kurzfriſtige Raten 
als mit der Veräußerung vereinnahmt. Der feſte 
Kaufpreisteil iſt für die Beſteuerung nur inſoweit von Be⸗ 
deutung, als er Gewinn darſtellt. Veräußerungsgewinn 
iſt der Betrag, um den der Veräußerungspreis nach Abzug 
der Veräußerungskoſten den Wert des Betriebsvermögens 
oder den Wert des Anteils am Betriebsvermögen im Zeit⸗ 
punkt der Veräußerung überſteigt (F 14 Abſatz 1, § 16 


Abſatz 2 EStG). Der Veräußerungsgewinn iſt nur fteuer- 
pflichtig, wenn er den Betrag von 10000 RM und bei der 
Veräußerung eines Teilbetriebs oder eines Anteils am 
Betriebsvermögen den entſprechenden Teil von 10 000 RM 
überſteigt (§ 14 Abſatz 2, § 16 Abſatz 4, anders § 18 Ab⸗ 
ſatz 3 EStG). Die Beſtenerung richtet ſich nach 8 34 EStG. 
Die daneben vereinbarten laufenden Bezüge ſind in vollem 
Umfang Veräußerungsgewinn und mit ihrem Zufließen 
ſteuerpflichtig. 

Iſt dagegen der in dem feſten Kaufpreis beſtehende 
Teil des Veräußerungsentgelts niedriger als der Wert 
des Betriebsvermögens zuzüglich der Veräußerungskoſten, 
fo wird dieſer Teil überhaupt nicht beſteuert. Die daneben 
vereinbarten laufenden Beziine bleiben ſolange ſteuerfrei, 
bis ſie zuſammen mit dem feſten Kaufpreis den Wert des 
Betriebsvermögens zuzüglich der Veräußerungskoſten er⸗ 
reicht haben (NStBI 1930 S. 580, 1933 S. 663, 1936 S. 768). 
Die Freigrenze von 10000 RM bleibt bei der Beſteuerung 
der laufenden Bezüge unberückſichtigt. 


Die laufenden Rentenbezüge find demgegen⸗ 
über bei unentgeltlicher Veräußerung als wieder⸗ 
kehrende Bezüge im Sinn des 8 22 Ziffer 1 Buch⸗ 
ſtabe b EStG zu verſtenern. § 22 Ziffer 1 Buchſtabe c 
ESS iſt nicht anwendbar (Hinweis auf Ehrhardt in DSt 3 
1939 S. 344, NS 1933 S. 1287). 


Renten im Rahmen der Einkunftsarten nichtſelb⸗ 
ſtändige Arbeit, Kapitalvermögen und Vermietung und 
Verpachtung ſind praktiſch ſo bedeutungslos, daß auf ſie 
nicht eingegangen werden ſoll (Hinweis auf Steinweg in 
DSZ 1939 S. 192, RStol 1939 S. 1121: Erwerb eines 
Mietwohngrundſtücks gegen lebenslängliche Rente). 


3. Die Beſteuerung van Renten 
ESG (ſonſtige Einkünfte) 


Die Beſteuerung richtet ſich bei Renten, die zu keiner 
der erſten ſechs Einfunftsarten gehören, nach § 22 EStG 
(Hinweis auf RSIAI 1939 S. 908). Die steuerliche Er⸗ 
faſſung derartiger Renten hat ihren Grund nicht in dem 
Rechtsverhältnis dem fie entſpringt, und das an eine be» 
ſtimmte wirtſchaftliche Betätiaung anknüpft. Sie ergibt ſich 
allein aus der äußeren Form, aus der Tatſache, daß 
der Empfänger mit einer gewiſſen Regelmäßiakeit oder auf 
eine gewiſſe Dauer mit dem Zufließen von Einnahmen 
rechnen kann, die ihrem Weſen nach zum laufenden Ver⸗ 
brauch beſtimmt ericheinen (RStBl 1930 S. 578). Es iſt 
deshalb für die Beſteuerung von Renten dieſer Art unerheb⸗ 
lich, ob das Recht auf den Bezug der Rente unen tgelt ; 
Lich erworben worden ift, oder ob ſich die Renke als 
Gegenleiſtung (. B. für die einmalige Hingabe von 
Vermögensmerten) darſtellt. Anders ausgedrückt: Die Be⸗ 
ſteuerung hängt allein von der Art der Bezüge ab. Es 
iſtohne Ae deutung, auswelchem Anlaß die Be- 
züge gewährt werden, und mas als Gegenleiſtung 
vereinbart worden iſt (RStBl 1930 S 578). „Es kommt 
am allgemeinen nicht darauf an, warum und wofür die 
Rente gezahlt wird, ſondern es kommt nur darauf an, daß 
fie tatſächlich gezahlt wird“ (RStl 1933 S. 133). Die 
Form entſcheidet, nicht der wirtſchaftliche Bus 
ſammenhang. Es eraeben ſich aus dieſer im Stener⸗ 
recht ungewöhnlichen Betonung der Form bisweilen 
Härten. Das iſt z. B. der Fall, wenn die Rente durch 
Hingabe von Vermögenswerten erworben oder im Erbgang 
beſtellt worden iſt. Eine Milderung dieſer Härten bei der 
Beſtenerung entgeltlich erworbener Rente kann nur durch 
eine einſchränkende Auslegung des Begriffs „Rente“ er⸗ 
reicht werden (Hinweis auf Abſchnitt 4). 

Leibrenten, die bereits vor 1925 be- 
ſtanden haben, ſind ohne Rückſicht darauf, ob ſie ihren 
Rechtsgrund in der Veräußerung eines Betriebs oder einer 
betrieblichen Beteiligung haben, nicht als nachträgliche 
Einkünfte im Sinn des § 24 Ziffer 2 EStG, ſondern als 
wiederkehrende Bezüge im Sinn des § 22 EStG 
anzuſehen (RSt Bl 1937 S. 460). Der Grund iſt, daß eine 
ſteuerlich zutreffende Feſtſtellung des Werts des im Zeit⸗ 


im Rahmen des 8 22 
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punkt der Veräußerung vorhandenen Betriebsvermögens im 
Hinblick auf die Inflation nicht möglich iſt (Hinweis auch auf 
RStBl 1932 S. 459, 1933 S. 219). 


4. Die Abgrenzung der Renten von Kaufpreisraten 


Bei Renten, die in Zuſammenhang mit einer Ver⸗ 
äußerung vereinbart werden, iſt genau zu prüfen, ob es 
ſich wirtſchaftlich nur um die Tilgung des Kauf⸗ 
preiſes nebſt Zinszahlung handelt, oder ob eine beſon⸗ 
dere Rente begründet werden ſollte und begründet worden 
iſt (RStBl 1930 S. 704). Die Unterſcheidung iſt von erheb- 
licher Bedeutung. Tilgungsraten ſind nur dann 
ſteuerpflichtig, wenn ſie Teile eines ſteuerpflich⸗ 
tigen Gewinns find. 


Die Dauer der Zahlungen iſt für die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Renten und Kaufpreisraten das Haupt⸗ 
merkmal. Die Grenze iſt bei Zeitrenten flüſſig. Einige 
wenige Zahlungen innerhalb kurzer Friſt werden in der 
Regel als Kaufpreisraten, viele Zahlungen inner⸗ 
halb langer Friſt dagegen als Rentenbezüge an⸗ 
zuſehen ſein. Entgeltlich erworbene Zeitrenten auf be- 
ſtimmte Dauer ſind auch bei längerer Dauer des 
Rentenbezugs wirtſchaftlich in der Regel als Kapital⸗ 
rückzahlung zu behandeln (RStBl 1930 S. 578). „Man 
wird ohne Rückſicht auf die Benennung durch die Vertrags- 
parteien Kaufpreisraten oder allgemein Tilgungsraten 
überall da anzunehmen haben, wo die einzelne Zahlung 
wirtſchaftlich noch als Kapitalrückzahlung aus einem dar⸗ 
lehensähnlichen Geſchäft (Stundung des Kaufpreiſes) an⸗ 
geſehen werden kann. Renten oder rentenähnliche Bezüge 
werden dagegen dann anzunehmen ſein, wenn der Geſichts⸗ 
punkt des Rentenbezugs als einer nicht mehr unmittelbare 
Teile des Entgelts darſtellenden, ſondern in einem beſon⸗ 
deren Rechtsverhältnis begründeten Leiſtung im Vorder⸗ 
grund ſteht“ (RStBl 1930 S. 578). 


Die Annahme von Kapitalrückzahlungen iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn die Dauer der Bezüge unbeſtimmt iſt 
(Leibrenten), oder wenn der Vertrag mit einem Wagnis 
für die Beteiligten verbunden iſt (z. B. Verſicherungs⸗ 
leiftungen). Der Verſorgungsgedanke und damit der 
Rentencharakter tritt in derartigen Fällen in den Vorder» 
1 1930 S. 705, 1933 S. 663, 1936 S. 768, 1937 
S. 460). a 


Wird eine auf Grund einer Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen Ehegatten vor der Inflation erworbene 
Kaufpreisforderung ſpäter in der Weiſe aufgewertet, 
daß an Stelle der Kapitalforderung eine 
lebenslängliche Rente tritt, ſo ſind die einzelnen 
Rentenzahlungen als wiederkehrende Bezügeein⸗ 
kommenſteuerpflichtig. Der Verſorgungsgedanke 
tritt im Hinblick auf die Unbeſtimmtheit der Lebensdauer 
in den Vordergrund. Die einzelnen Leiſtungen können des- 
halb wirtſchaftlich nicht mehr als Kapitalrückzahlungen aus 
einer geſtundeten Auseinanderſetzungsforderung angeſehen 
werden. 

Renten, die ſich wirtſchaftlich als Kapitalrück— 
zahlungen darſtellen, enthalten neben der Tilgung des 
Kapitals auch deſſen Verzinſung. Es iſt deshalb 
regelmäßig eine Teilung der Raten in fteuer- 
freie Tilgungsraten und ſteuerpflichtige 
Zinſen vorzunehmen (RStBl 1930 S. 578). Der Um⸗ 
ſtand, daß bei der Zahlungsvereinbarung ausdrücklich auf 
die Verzinſung des Kaufpreiſes verzichtet wurde, ſteht der 
Annahme, daß in den einzelnen Raten Zinſen ſtecken, nicht 
entgegen. 


5. Die Beſteueruug von Kapitalzahlungen 


Kapitalzahlungen werden im Wirtſchaftsleben aus den 
verſchiedenſten Gründen gewährt. Es hängt von den Um⸗ 
ſtänden des einzelnen Falls ab, ob ſie zur Einkommenſteuer 
heranzuziehen oder ob ſie lediglich einkommenſteuer⸗ 
freie Verſchiebungen auf dem Vermögens 
gebiet ſind. 


Das Einkommenſteuerrecht geht von dem Grundſatz 
aus, daß der Einkommenſteuer nur ſolche Einkünfte unter⸗ 
liegen, die dem Steuerpflichtigen aus den in § 2 Abſatz 3 
EStG aufgezählten Einkunftsarten zufließen. Kapital⸗ 
zahlungen können deshalb nur dann einkommenſteuer⸗ 
pflichtig ſein, wenn ſie an die Stelle — als Erſatz — 
von Einnahmen treten, die ihrerſeits unter eine der Ein⸗ 
kunftsarten fallen. 


§ 24 Ziffer 1 EStG beſtimmt das folgende: 
„Zu den Einkünften im Sinn des $ 2 Abſatz 3 gehören auch: 
1. Entſchädigungen, die gewährt worden ſind: 
a) I Erſatz für entgangene oder entgehende Einnahmen 


oder 

b) für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit, für 
die Aufgabe einer Gewinnbeteiligung oder einer An⸗ 
wartſchaft auf eine ſolche;“ 


§ 24 Ziffer 1 EStG ſchafft keine weiteren Ein⸗ 
kunftsarten. Es geht deshalb nicht an, Entſchädi⸗ 
gungen allein nach 8 24 EStG ſteuerpflichtig zu machen. Es 
muß ſtets unterſucht werden, ob die entgangenen oder ent⸗ 
gehenden Einnahmen, für die die Entſchädigung gezahlt 
wird, ſolche ſind, die dem Berechtigten aus einer der Ein⸗ 
kunftsarten des § 2 Abſatz 3 EStG zugefloſſen wären. Der 


Kreis der ſteuerpflichtigen Einkünfte iſt mit der Aufzählung i 


des § 2 Abſatz 3 EStG geſchloſſen. Einmalige Ver⸗ 
mögenszugänge, die nicht darunter fallen, können 
der Einkommenſteuer nicht unterworfen werden (RStBl 
1937 S. 1125, 1939 S. 907). 

Eine Entſchädigung oder Abfindung im Sinn des 8 24 
Ziffer 1 EStG iſt anzunehmen, wenn der zu einer bei dem 
Empfänger einkommenſteuerpflichtigen Leiſtung Ver⸗ 
pflichtete ſich von ſeiner Verpflichtung durch Leiſtung einer 
einmaligen Entſchädigung befreit und der Berechtigte da⸗ 
durch den Schaden, der ihm durch den Verluſt der ein⸗ 
kommenſteuerpflichtigen Bezüge entſteht, als abgegolten an⸗ 
ſehen muß (RStBl 1936 S. 600). Der Begriff „Entſchädi⸗ 
gung“ ſetzt nach der neueren Rechtſprechung des RZ 
keinen ausdrücklichen Rechtsanſpruch auf die 
entgehenden Einnahmen voraus. Es genügt, daß der Emp⸗ 
fänger nach den Umſtänden des Falls katſächlich mit der 
82 von Einnahmen rechnen konnte (RStl 1940 


Es iſt eine unausbleibliche und vom Geſetzgeber ge⸗ 
wollte Folge der Sonderbeſteuerung außerordentlicher 
Kapitalempfänge im 8 24 Ziffer 1 EStG, daß ſowohl die 
Vereinnahmung des Kapitals als auch ſpäter die Verein⸗ 
nahmung der Erträgniſſe aus dieſem Kapital zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen werden. Die darin 
liegende Härte wird durch die Anwendung des § 34 EStG 
gemildert (RStBl 1939 S. 100). Wegen des im Rahmen 
des 8 34 EStG anzuwendenden Steuerſatzes Hinweis auf die 
EStR für 1939 Abſchnitt 85. 

§ 34 EStG iſt aber nur dann anwendbar, wenn die 
Kapitalzahlung als Abfindung für eine Vielzahl von 
Einnahmen gewährt wird, die ſich über mehrere Kalen⸗ 
derjahre verteilt hätten. Es kommt nur bei der Zuſammen⸗ 
faſſung (Abfindung) von laufenden Einnahmen, die ſich 
über mehrere Kalenderjahre erſtrecken, zu einer 
unverhältnismäßig hohen Staffelung des Steuerſatzes 
gegenüber den Steuerſätzen, die bei dem regelmäßigen 


Zufließen der laufenden Einnahmen jeweils anzuwenden 


geweſen wären (RStBl 1939 S. 1080, 1940 S. 12). 

Die Vorſchriften der 88 14, 16, 17 und 18 Abſatz 3 
EStG haben als Sondervorſchriften ſtets den Vorrang vor 
8 24 Ziffer 1 ESIG (RStBl 1932 S. 681, 1939 S. 100). Die 
Beſtimmung des $ 24 Ziffer 1 EStG tritt im übrigen 
gegenüber der Gewinnermittlung nach 8 4 EStG zurück, 
wenn es ſich um betriebliche Vorgänge handelt 
(NStöBl 1937 S. 1094). 


6. Die Beſteuerung von Kapitalzahlungen zur Ablöſung 
von Renten 
Es iſt bereits im Abſchnitt 3 ausgeführt, daß die Be⸗ 
ſteuerung von Renten, die ſich als ſonſtige Einkünfte im 


— ͤ — 
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Sinn des § 22 EStG darſtellen, an die äußere Form 
anknüpft, ohne daß es auf den Rechtsgrund der 
Jahlung ankommt. Die Form, die die Beſteuerung be⸗ 
gründet, fällt mit der Ablöſung einer derartigen Rente 
durch Kapitalzahlung fort. Das gezahlte Kapital iſt dann 
nicht als Entſchädigung für die fortfallende Rente 
gewährt. Es handelt ſich um einen Kapitalanfall, der der 
Beſteuerung nach dem EStGenicht unterliegt. „Wird eine 
Rente durch Kapitalzahlung abgelöſt, jo iſt das gezahlte 
Kapital in den Fällen nicht zu den ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
nahmen zu rechnen, in denen es, wenn es von Anfang an 
an Stelle der Rente gezahlt worden wäre, nicht zu den nach 
dem EStG zu verſteuernden Einnahmen gehört hätte“ 
(RStBl 1937 S. 110). 


Die Steuerpflichtige erhielt in dem Fall, der dieſer 
Entſcheidung zugrunde liegt, als Erbin ihres Ehemanns 
auf Grund des Erbgangs von den Brüdern ihres Ehemanns 
eine jährliche Rente. Ihre Schwäger gewährten ihr 
zur Ablöſung dieſer Rente eine einmalige Kapital⸗ 
zahlung. Dieſe Kapitalzahlung iſt keine ſteuerpflichtige 
Einnahme. Der R§cH wendet dieſelben Grundſätze bei der 
Prüfung der Steuerpflicht eines Ablöſungsbetrags für eine 
Zeitrente an, die gegen Hingabe eines Grundſtücks er⸗ 
worben wurde. „Wirtſchaftlich geſehen iſt der Ablöſungs⸗ 
betrag nicht eine Entſchädigung, die als Erſatz für die ent- 
gehende Rente gewährt wird, ſondern der durch die bis⸗ 
herigen Rentenzahlungen noch nicht getilgte Kaufpreis für 
das Grundſtück“ (RStBl 1935 S. 1570), Hinweis auf 
Bd. 12 B. d. St. S. 103). Eine Entſchädigung im Sinn 
des § 24 Ziffer 1 EStG iſt aus demſelben Grund nicht an⸗ 
zunehmen, wenn eine Rentenverſicherung in 
eine Kapitalverſicherung umgewandelt 
wir d. Dasſelbe gilt, wenn ein Verſicherungsvertrag in⸗ 
folge Kündigung oder Eintritts beſonderer Vertrags⸗ 
bedingungen in der Weiſe gelöſt wird, daß der Verſicherte 
den Rückkaufswertdes Verſicherungsſcheins 
ausbezahlt bekommt oder die Verſicherung in eine 
prämienfreie Verſicherung umgewandelt wird. 
Der Sachverhalt iſt im Hinblick auf den Sparzweck derſelbe, 
wie wenn der Verſicherungsnehmer eine Sparſumme 
von der Sparkaſſe abhebt oder erſpartes 
Hapital dort weiterhin anlegt (Hinweis auf 
RStöBl 1936 S. 600). Eine Entſchädigung im Sinn des 8 24 
Ziffer 1 ESt liegt auch dann nicht vor, wenn ein Verein, 
eine Geſellſchaft oder eine Gemeinſchaft, bei der die Mit⸗ 
gliedſchaft im Fall des Weiterbeſtehens zu Kapitalerträgen 
oder zu wiederkehrenden Bezügen führt, aufgelöſt und das 
Vermögen unter die Mitglieder verteilt wird. „Was ein 
Steuerpflichtiger bei ganzer oder teilweiſer Auseinander⸗ 
ſetzung eines Vereins, dem er als Mitglied angehört hat, 
durch Rückgewähr ſeiner Beiträge erhält, iſt keine Einkunſt 
im Sinn des 8 2 Abſatz 3 EStG 1934“ (RStBBl 1936 S. 600, 
Hinweis auch auf RStBl 1938 S. 1052, 1939 S. 1233). 


Es handelt ſich in dieſen Fällen um die Ablöſung von 
wiederkehrenden Bezügen, die durch Hingabe von Ver— 
mögenswerten erworben oder im Erbgang beſtellt worden 
ſind und die nur ihrer Form wegen der Einkommenſteuer 
unterliegen (Hinweis auf Abſchnitt 3). 


Es ſind deshalb m. E. auch Kapitalzahlungen 


für den Verzicht aufein Altenteil nicht als Ent⸗ 


ſchädigungen im Sinn des § 24 Ziffer 1 EStG anzuſehen, 
Der Rc vertritt demgegenüber einen anderen Standpunkt 
(Hinweis auf NStEI 1930 S. 606, 1932 S. 165). Die 
Steuerpflichtige hatte in dem Fall, der der Entſcheidung zu- 
grunde lag, ihren Erbteil an dem Hof ausgeſchlagen und ſich 
einen Nießbrauch und ein Altenteilsrecht em- 
räumen laſſen. Die Auseinanderſetzung der Erbſchaft war da— 
mit vollzogen. „Der nachträgliche Verzicht auf Nießbrauch und 
Altenteil iſt ein entgeltliches Geſchäft unter Lebenden, das 
ein Recht auf laufende Einkünfte gegen eine bare Ab- 
findung abgegolten hat. Die in dieſe Form gekleidete Ein⸗ 
nahme iſt ſteuerpflichtig; auch ein Erwerb von Todes 
wegen iſt inſoweit der Einkommenſteuer unterworfen, als 
er zu Einkünften führt, die unter eine der Einkunftsarten 


fallen. Solche Einkünfte ſind ſowohl der Nießbrauch als 
auch das Altenteil. Sind aber dieſe Einnahmen ſteuer⸗ 
pflichtig, ſo muß auch die zu ihrem Erſatz gezahlte Kapital⸗ 
abfindung verſteuert werden.“ Dieſe Ausführungen wider⸗ 
ſprechen den oben dargeſtellten Grundſätzen. Das Altenteil 
ſtellt wirtſchaftlich das Entgelt für den Verzicht auf die Erb⸗ 
anſprüche dar. Ein ſofort gezahlter Kapitalbetrag wäre 
nicht ſteuerpflichtig geweſen. Die Altenteilsleiſtungen waren 
nur ihrer Form wegen ſteuerpflichtig. Das zur Ablöſung 
der Altenteilsleiſtungen gezahlte Kapital iſt deshalb keine 
e Entſchädigung im Sinn des § 24 Ziffer 1 
5 


„Kapitalzahlungen gehören dagegen in den folgenden 
Fällen zu den Entſchädigungen im Sinn des § 24 EStG: 


Kapitalzahlungen zur Ablöſung von Kauf- 
preisrenten und Verſorgungsrenten. Kauf⸗ 
preisrenten und Verſorgungsrenten find nachträgliche Ein- 
lünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft, Gewerbebetrieb oder 
55 Wer Arbeit (Hinweis auf Abſchnitt 2 Abſäze 2 

is 5. 


Kapitalzahlungen zur Abgeltung von Pen- 
10 nsanſprüchen. Die Penſionszahlungen find nach⸗ 
trägliche Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit. Die Über⸗ 
tragung eines Hausgrundſtücks zur Abfindung von Pen- 
ſionsanſprüchen iſt entſprechend zu behandeln. Dasſelbe gilt 
für Abfindungen für vorzeitigen Dienſtaustritt z. B. wegen 
im Dienſt erworbener Arbeitsunfähigkeit (RStBl 1935 
S. 335). 

Abfindungen von Renten, die dem Unternehmer eines 
Gewerbebetriebs mit Rückſicht auf die Stillegung des 
Betriebs gezahlt werden und die ſich als nachträgliche 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb darſtellen (Bd. 12 Bücherei 
des Steuerrechts S. 104). 


Entſchädigungen für Patent verletzungen, wenn 
ſie Um Erſatz für entgangene Lizenzgebühren gewährt 
werden. 


Die Abfindung, die ein Erfinder von einer Firma 
zum Ausgleich für ſeine Umſatzbeteiligungsanſprüche oder 
Gewinnbeteiligungsanſprüche an dem Patent erhält, das 
er der Firma zur Verfügung geſtellt hat und das dieſe zu⸗ 
nächſt auf ſeine praktiſche Verwertbarkeit geprüft hat (Hin⸗ 
weis RStBl 1930 S. 707, 1932 S. 12). 

Entſchädigungen für entgangene oder entgehende Ein⸗ 
nahmen wegen Körperverletzung, ſoweit verlorene 
Arbeitsmöglichkeit ausgeglichen wird. Der Röch hat zu 
derartigen Entſchädigungen insbeſondere in zwei grund⸗ 
legenden Urteilen vom 14. Oktober 1937 (RSIBI 1937 
S. 1225) und vom 10. Februar 1939 (RStBl 1939 S. 907) 
eingehend Stellung genommen. Beide Entſcheidungen be⸗ 
ziehen ſich auf Fälle, in denen der Steuerpflichtige (freier 
Veruf und Angeſtellter) infolge eines Unfalls längere Zeit 
hindurch arbeitsunfähig war. Der zum Erſatz Verpflichtete 
zahlte in beiden Fällen zunächſt laufende Bezüge und dann 
zur Abgeltung aller Anſprüche eine Abfindung. Die laufen⸗ 
den Bezüge ſind keine wiederkehrenden Bezüge im Sinn des 
$ 22 EStG, fie find nachträgliche Einkünfte aus ſelb⸗ 
ſtändiger oder unſelbſtändiger Arbeit. Es iſt allerdings zu 
trennen zwiſchen den Beträgen, die tatſächlich als Erſatz für 
entgangene Einnahmen beſtimmt waren, und 
ſolchen, die im Hinblick auf beſondere Auslagen für 
Arzt, Apotheker uſw. gewährt werden. Dasſelbe gilt für die 
Beurteilung der Abfindungsſumme. Diefe iſt ſteuer⸗ 
pflichtig, ſoweit fie den Schaden erſetzen foll, den der Steuer⸗ 
pflichtige dadurch erlitten hat, daß er ſeine Arbeitskraft 
nicht oder nicht mehr ausreichend zur Erzielung einkommen⸗ 
ſteuerpflichtiger Einkünfte verwerten kann. 

Kapitalzahlungen zur Ablöſung von Renten 
find ſonach ſteuerfrei, wenn die Rente nur mit Rück⸗ 
ſicht auf ihre For m § 22 EStG gemäß ſteuerpflichtig war. 
Kapitalzahlungen zur Ablöſung von Renten ſind dagegen 
ſteuerpflichtig, wenn die Rente ſich als nach- 
trägliche Einnahme im Rahmen der Einkunftsarten 
1 bis 6 darſtellt (§ 24 Ziffer 2 EStG). 


Eilldien ſt⸗ Nachrichten 


kinkommenſteuerliche Behandlung von Zinſen für nachent- 
richtete Prämien bei zurückdatierten Verſicherungen 


Lebens⸗ und Rentenverſicherungsverträge werden oft in der 
Weiſe geſchloſſen, daß dem Vertrag ein früheres Lebensalter als 
das tatſächliche zugrunde gelegt wird. Die Verſiche rung wird 
„zurückdatiert“. Das geſchieht in der Regel, um eine nach 
den Verſicherungsbedingungen beſtehende Wartefriſt zu über⸗ 
brücken. Eine Zurückdatierung der Verſicherung kommt beſonders 
ft bei Rentenverſicherungsverträgen vor, die 
ein Arbeitgeber zugunſten ſeiner Arbeitnehmer abſchließt, 
wenn auch ältere Angeſtellte, die ſeit Jahren in dem Unternehmen 
tätig ſind, in die Verſicherung aufgenommen werden ſollen. Die 
Verſicherungsverträge werden dabei in der Regel auf den Tag 
des Eintritts der einzelnen Arbeitnehmer in das Unternehmen 
zurückdatiert. Bei ſolchen zurückdatierten Verſicherungen ſind für 
den zurückliegenden Zeitraum neben den Prämien (gück⸗ 
wärtsprämien) noch Zinſen und Zinſeszinſen zu leiſten. 
Dieſe Zinsbeträge ſind für den Verſicherten bei der Einkommen⸗ 
ſteuer (Lohnſteuer) als Sonderausgaben abzugsfähig. Es 
entſteht aber die Frage, ob die Abzugsfähigkeit aus § 10 Abſatz 1 
Ziffer 1 ESt (Schuldzinſen) oder aus $ 10 Abſatz 1 
Ziffer 2 ESIG (Verſicherungsbeiträge) begründet iſt. 
Sind die Zinsbeträge als Verſicherungsbeiträge zu behandeln, ſo 
iſt ihre Abzugsfähigkeit durch die im § 10 Abſatz 2 Ziffer 3 EStG 
bezeichneten Höchſtbeträge begrenzt. Sind ſie als Schuld⸗ 
zinſen zu behandeln, fo ſind fie unbegrenzt abzugsfähig. 

Das Verſicherungsverhältnis iſt als eine Einheit aufzu⸗ 
faſſen. Alles, was innerhalb des Verſicherungsverhältniſſes vom 
Verſicherungsnehmer oder vom Verſicherer geleiſtet wird, muß ein⸗ 
heitlich behandelt werden. Die Gewinnanteile (Dividenden), 
die der Verſicherer am Jahresſchluß nach Maßgabe des erzielten 
Gewinns an die Verſicherungsnehmer ausſchüttet, und die 
Zinſen, die aus einem Kapitalguthaben entſtehen, das ſich 
durch Gutſchrift von ausgeſchütteten Gewinnanteilen angeſammelt 
hat, gehören deshalb bei den Verſicherungsnehmern nicht zu 
den Einnahmen aus Kapitalvermögen. Sie ſtellen 
eine Senkung der vertragsmäßig zu zahlenden Verſiche⸗ 
rungsbeiträge dar, ſo daß als Sonderausgaben nur die um 
die ausgeſchütteten Gewinnanteile gekürzten Verſicherungsbei⸗ 
träge abzugsfähig find. Hinweis auf das Räc⸗Urteil vom 
20. Dezember 1933 VI A 3533 (RStl 1934 S. 429). 
Zinſen und Zinſeszinſen, die der Verſicherungsnehmer 
bei zurückdatierten Verſicherungen neben den 
Rückwärtsprämien für die zurückliegende Zeit an den Verſicherer 
zu leiſten hat, ſtellen entſprechend eine Erhöhung der Rück⸗ 
wärtsprämien dar. Sie find Verſicherungsent⸗ 
geht. Der Reichsminiſter der Finanzen hat deshalb durch Erlaß 
vom 22. Mai 1940 8 2120 — 216 III entſchieden, daß die 
bezeichneten Zinsbeträge für die Frage ihrer Abzugsfähigkeit als 
Sonderausgaben als Verſicherungsbeiträge im Sinn 
des § 10 Abſatz 1 Ziffer 2 ESt& zu behandeln find. 

Anders iſt die Rechtslage, wenn der Verſicherungsnehmer 
auf ſeine Verſicherung von dem Verſicherer ein Darlehen 
(Policedarlehen) aufgenommen hat. In dieſem Fall liegen zwei 
Vertragsverhältniſſe vor, das Verſicherungsverhältnis und das 
Darlehensverhältnis. Die Leiſtungen aus jedem Vertragsver⸗ 
hältnis ſind für ſich getrennt zu behandeln. Die Zinſen, die 
der Verſicherungsnehmer als Entgelt für die Überlaſſung des 
Kapitals an den Verſicherer zahlt, ſind echte Shuldzinfen 
im Sinn des § 10 Abſatz 1 Ziffer 1 EStG. SchD 


Paufchalfteuer vom Arbeitsentgelt der Ariegsgefangenen 


Die kriegführenden Staaten haben das Recht, die gefunden 
Kriegsgefangenen — mit Ausnahme der Kriegsgefangenen im 
Offiziersrang — zur Arbeit zu verwenden. Viele Kriegsgefangene 
ſind auf Grund dieſer Berechtigung der gewerblichen Wirtſchaft 
und der Landwirtſchaft zur Verfügung geſtellt worden. Unter⸗ 
nehmer, in deren Betrieb Kriegsgefangene eingeſetzt ſind, haben 
das Entgelt für die Arbeitsleiſtung der Kriegsgefangenen an die 
Kommandantur des Kriegsgefangenen⸗Mannſchafts⸗Stammlagers 
(Stalag) zu zahlen. Von dem Arbeitsentgelt wird eine Pauſchal⸗ 
ſteuer in Höhe von 10 v. H. erhoben. Die Unternehmer haben die 
Pauſchalſteuer neben dem Arbeitsentgelt an das Stalag zu ent⸗ 
richten. Die Kommandantur des Stalag hat die Pauſchalſteuer 
an das Finanzamt abzuführen, in deſſen Bereich die Kommandan⸗ 
tur des Stalag liegt. Hinweis auf Abſchnitt III Ziffer 10 Buch⸗ 
ſtabe b der Dienſtanweiſung für den Führer eines Kriegs⸗ 
defangenenarbeitskommandos. Bei Kriegsgefangenen, die in land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Betrieben eingeſetzt ſind, wird die Pau⸗ 
ſchalſteuer einer Anordnung des Reichsminiſters der Finanzen 
gemäß bis auf weiteres nicht erhoben. SehD. 

* 


Die fiörperſchaftſteuer in den eingegliederten Oſtgebieten 


Das Deutſche Körperſchaftſteuerrecht iſt durch 
die Vierte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften in den eingegliederten Oſtgebieten vom 24. Februar 1940 
(RGBl I ©. 418, RStBl S. 289) im Reichsgau Danzig⸗Weſt⸗ 
preußen, im Reichsgau Wartheland und in den in die Provinzen 
Oſtpreußen und Schleſien eingegliederten Oſtgebieten einge⸗ 
führt worden. Der Rdß hat die Einzelheiten in feinem Rund⸗ 
erlaß vom 18, März 1940 (RStBl S. 325) geregelt. 


Es ſind 8 1 der Einführungsverordnung gemäß die folgenden 

Vorſchriften eingeführt worden: 

1. das Körperſchaftſteuergeſez vom 16. Oktober 1934 (RG Bl 1 
S. 1031) mit der Anderung des Geſetzes vom 27. Auguſt 1936 
(RGBl 1 S. 701); 

2. das Geſetz zur Erhöhung der Körperſchaftſteuer für die Jahre 
1938 bis 1940 vom 25. Juli 1938 (RGBl J S. 952); 

3. die Erſte Verordnung zur Durchführung des Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetzes vom 6. Februar 1935 (RGBI J S. 163); 

4. die Verordnung über die Körperſchaftſteuer der Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften vom 8. Dezember 1939 (RG Bl 1 
S. 2391). 


Dieſe Vorſchriften treten in den eingegliederten Oſtgebieten 
an die Stelle der bisherigen entſprechenden polniſchen Vor⸗ 
ſchriften. Sie find § 2 der Einführungsverordnung gemäß in 
dieſen Gebieten erſtmals bei der Veranlagung für 
das Kalenderjahr 1940 anzuwenden. 

Eine Veranlagung zur Körperſchaftſteuer 
für das Kalenderjahr 1939 findet in den eingegliederten 
Oſtgebieten nicht ſtatt. Die Körperſchaften unterlagen nach dem 
bisherigen polniſchen Recht der Einkommenſteuer. 
Die Einkommenſteuerveranlagung für das 
Kalenderjahr 1939 iſt auf der Grundlage des Einkommens 
im Kalenderjahr 1938 von den polniſchen Behörden bereits 
vor der Wiedereingliederung durchgeführt 
worden. Eine Körperſchaftſteuerveranlagung nach deutſchem Recht 
für das Kalenderjahr 1939 würde deshalb eine zweim a lige 
Heranziehung zur Körperſchaftſteuer für d enſelben 
Veranlagungszeitraum bedeuten. 

Die Steuerpflichtigen haben aber $ 8 Abſatz 1 der Ein- 
führungsverordnung gemäß auf die Körperſchaftſteuer 
für das Kalenderjahr 1940 ab ſofort Voraus⸗ 
zahlungen zu den im § 35 ESt& bezeichneten Zeitpunkten 
zu entrichten. Die Vorauszahlungen betragen bis zur Bekannt⸗ 
gabe des Körperſchaftſteuerbeſcheids für 1940 ein Viertel 
der nach den bisherigen polniſchen Vorſchriften feſtgeſetzten 
letzten Einkommenſteuerfjahresſchuld. Die Vor⸗ 
auszahlungen können $ 3 Abſatz 2 der Einführungsverordnung 
gemäß in beſtimmten Fällen abweichend von § 87 EstG; 
erhöht oder herabgeſetzt werden. 


8 8 der Einführungsverordnung gemäß ſtehen den Kirchen, 
ihren Einrichtungen und den ihre Zwecke 
fördernden Körperſchaften in den eingegliederten 
Oſtgebieten auf dem Gebiet der Körperſchaftſteuer beſon dere 
Steuervergünſtigungen nicht zu. Es ſind demgemäß 
8 4 Akſatz 1 Ziffer 6 KStG und die 88 9 und 10 der Erſten 
KSDV (Steuerbefreiung wegen kirchlicher, gemeinnütziger oder 
mildtätiger Betätigung) inſoweit nicht anzuwenden, als kir ch 
liche Zwecke verfolgt werden (Hinweis auf Abſchnitt 5 Abſatz 2 
des Runderlaſſes vom 13. März 1940). 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat außerdem Anord⸗ 
nungen über die Behandlung von Anträgen auf 
Steuerbefreiung wegen gemeinnütziger oder 
mildtätiger Betätigung in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten erlaſſen (Hinweis auf Abſchnitt 5 Abſatz 3 des Rund⸗ 
erlaſſes vom 13. März 1940). Dieje Anordnungen find begründet 
durch die beſonderen Verhältniſſe in den Oſtgebieten. Die 
Finanzämter haben dieſen Anordnungen gemäß ſolche Steuer⸗ 
befreiungsanträge, die von Kirchen, von kirchlichen Ein⸗ 
richtungen oder von anderen Körperſchaften geſtellt werden, 
die Kirchen und kirchliche Einrichtungen fördern, dem Reichs- 
ſtatthalter (Ober finangzpräſident) vorgulegen. 
Der Oberfinanzpräſident holt die Stellungnahme der Abteilung 
für allgemeine Verwaltung des Reichsſtatthalters ein. Die 
Finanzämter haben die Steuerbefreiung zu verſagen, wenn 
der Reichsſtatthalter ſich dagegen ausſpricht. In den in die 
Oſtpreußen und Schleſien eingegliederten Oſtgebieten tritt an die 
Stelle des Reichsſtatthalters der zuſtändige r 
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Penfionsverpflichtungen bei Ermittlung des Gewerbe- 
kapitals 


Bei der Einheitsbewertung des Betriebsvermögens 
für die Vermögenſteuer kann bekanntlich der Kapital⸗ 
wert der gezahlten Ruhegehälter als Schuldpoſten abge⸗ 
ſetzt werden. Dabei iſt es nach der Rechtſprechung des RFO 
ohne Bedeutung, ob die Zahlung auf Grund rechtlicher 
Verpflichtungen oder freiwillig geſchieht. Voraus⸗ 
ſetzung iſt nur, daß mit Sicherheit auf die fortdauernde 
Zahlung gerechnet werden kann (RStBl 1938 S. 531). 

Für die Ermittlung des Gewerbekapitals war die 
Frage ſtreitig geworden, ob dieſe Penſionsrückſtellung 
gemäß § 12 Abſ. 2 Ziffer 1 GewSt zu dem auf Grund des 
Reichsbewertungsgeſetzes ermittelten Einheitswert des gewerb⸗ 
lichen Betriebs binzugeſetzt werden muß. Die Finanzämter 
haben zum Teil die Auffaſſung vertreten, daß dieſe Rückſtellun⸗ 
gen nicht anders behandelt werden dürften als ſonſtige lang ⸗ 
friſtige Schulden. 

Der Aßch hat in feinem Urteil vom 9. April 1940 I 3/40 
dieſe Auffaſſung nicht gebilligt. Penſionsverpflichtungen ge⸗ 
hören nach dem Urteil grundſätzlich zu den Rentenverpflich⸗ 
tungen im Sinn des § 8 Ziffer 2 GewStG. Danach find Pen⸗ 
ſionszahlungen, die im laufenden Geſchäft entſtanden 
ſind, alſo nicht etwa aus der Gründung des Unternehmens 
herrühren, für die Gewerbeertragſteuer nicht dem Ge⸗ 
winn hinzuzuzählen. Entſprechend kann auch der Kapitals 
wert derartiger Penſionsverpflichtungen nicht bei der Ermitt⸗ 
lung des Gewerbekapitals dem Einheitswert hinzu⸗ 
gerechnet werden. Cars. 


Die Lockerung der Steuetſperre 


Die Gemeinden dürfen 8 14 Abſatz 3 der Kriegswirt⸗ 
ſchaftsberordnung gemäß die für das Rechnungsjahr 1939 feſt⸗ 
geſetzten Hebeſätze für die Realſteuern und für die 
Bürgerſteuer nicht erhöhen. Dieſe Steuerſperre hat zu 
gewiſſen Unbilligkeiten geführt. Es ſind deshalb die Reichs⸗ 
miniſter des Innern und der Finanzen durch $2 der 
Verordnung zur Ergänzung der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 
29, Februar 1940 (RGS Bl I S. 454) ermächtigt worden, Aus⸗ 
nahmen von dem Erhöhungsverbot zuzulaſſen und die Befugnis 
dazu auch auf nachgeordnete Dienſtſtellen zu übertragen (Hinweis 
auf die Eildienſtnachricht „Ergänzung der Kriegswirtſchaftsver⸗ 
ordnung“, Ziffer 2, DStZ 1940 Nr. 13). 

Der Reichsminiſter des Innern und der Reichsminiſter der 
Finanzen haben durch Erlaß vom 15. Mai 1940 (Reichsminiſterial⸗ 
blatt für innere Verwaltung S. 930) die Befugnis zur Zu⸗ 
laſſung von Erhöhungen der Hebeſätze für die Real⸗ 
ſteuern und die Bürgerſteuer bei kreisangehörigen 
Gemeinden auf die oberen Gemeindeaufſichts⸗ 
behörden übertragen. 


* 2 * 9 
Geld, Kredit und ùpfentlicle Finanzen 
Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 4. Juni 1940. 
Steuergutſchein I: Dezember 1939, Januar 1940, Februar, 
März, April und Mai 99,90 bis 99,92. — Steuergut⸗ 
ſchein II: Juni 1942 102¼; Juli 102 ¼; Auguſt 102; Septem⸗ 
ber 101,50; Oktober 101,25; November 100 ¼. 


Fünfzehn Millionen⸗Anleihe der Oberſchleſiſchen Hüttenwerke. 
Die Vereinigten Oberſchleſiſchen Hüttenwerke Aktiengeſellſchaft 
in Gleiwitz haben eine Anleihe von fünfzehn Millionen Reichs⸗ 
mark, begeben. Die Anleihe iſt von einem Bankenkonſortium frei⸗ 
händig verkauft worden. Zeichnung zum Nennbetrag. Verzinſung 
4½ vom Hundert. Laufzeit zwanzig Jahre. Der Anleiheerlös 
fo der Konſolidierung kurzfriſtiger Verbindlichkeiten dienen. 


Abſchlüſſe der „Sparkaſſe der Stadt Berlin“ und der „Berliner 
Stadtbank“ für das Geſchäftsjahr 1939. Die Sparkaſſe verwaltet 
die Spareinlagen. Die Stadtbank nimmt die Giroeinlagen und 
die Depoſiten entgegen. Die Inſtitute haben eine gemeinſame 
Verwaltung. — Die Spareinlagen ſind im Geſchäftsjahr 
1939 um 44,8 Millionen Reichsmark auf 790,12 Millionen Reichs⸗ 
mark geſtiegen. Die Einlagenerhöhung auf den Girokonten 
und den Depoſitenkonten der Stadtbank hat 216,6 Mil⸗ 
lionen Reichsmark betragen. Die Konten ſind damit auf 
759,89 Millionen Reichsmark angewachſen. Der Gewinn der 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Die Hebeſätze der kreisangehörigen Gemeinden für die Real⸗ 
ſteuern und die Bürgerſteuer dürfen für das Rechnungsjahr 1940 
und die folgenden Rechnungsjahre über die Hebeſätze für das 
Rechnungsjahr 1939 hinaus nur unter Beachtung der folgenden 
Grundſätze erhöht werden: 


1. Es muß ein unabweisbares Bedürfnis für die Er⸗ 
höhung beſtehen. Das iſt der Fall, wenn der Gemeinde⸗ 
haushalt durch weitgehende Erſparniſſe bei den Aus⸗ 
gaben nicht ausgeglichen werden kann. 


2. Es dürfen bei der Erhöhung beſtimmte Höchſtgrenzen 
nicht überſchritten werden. Die Höchſtgrenzen ſind für jedes 
Land nach Gemeindegrößengruppen beſonders feſtgeſetzt worden. 


3. Es darf nicht einſeitig der Hebeſatz der einen oder anderen 
Steuerart erhöht werden. Kommen für die Erhöhung mehrere 
Steuerarten in Betracht, ſo ſind die Richtlinien der Vierten 
Ausführungsanweiſung zum EinfGRenlSt&, Abſchnitt IV. 
über die Verkoppelung der Hebeſätze ſinngemäß anzu⸗ 
wenden. Die Hebeſätze müſſen in einem angemeſſenen 
Verhältnis zueinander ſtehen. 


4. Kommt die Erhöhung der Grundſteuer von den Grund⸗ 
ſtücken in Betracht, fo ift zu prüfen, inwieweit die Erhöhung 
auf die Mieter umgelegt werden kann. Mieterhöhungen 
ſollen grundſätzlich vermieden werden. Der Reichskommiſſar 
für die Preisbildung hat der Umlegung auf die Mieter deshalb 
nur inſoweit zugeſtimmt, als ſich dadurch bei Altwohnungen 
eine Miete von höchſtens 116 v. H. der Friedens⸗ 
miete ergibt. 


it eine Umlegung auf die Mieter nicht möglich, fo iſt zu 
prüfen, ob die Erhöhung für die Hausbeſitzer tragbar 
iſt. Der ch für die Preisbildung wird für dieſe 
Prüfung noch nähere Richtlinien geben. Iſt die Erhöhung auch 
für den Hausbeſitzer nicht tragbar und iſt die Erhöhung einer 
anderen Steuerart nicht möglich oder nicht ausreichend, ſo ent⸗ 
ſcheidet der Reichsminiſter des Innern gemeinſam mit dem 
Reichsminiſter der Finanzen und dem Reichskommiſſar für die 
Preisbildung. 


Der Hebeſatz für die Bürgerſteuer muß 8 12 B St ge: 
mäß bis zum 1. Januar des Erhebungszeitraums feſtgeſetzt 
ſein, wenn er mehr als 300 v. H. beträgt. Der Hebeſatz darf 
nachträglich höchſtens um ſo viel Zwölftel erhöht werden, 
als Monate auf den Tag der Bekanntgabe der Nachtragshaus⸗ 
haltſatzung folgen. Ausnahmen von dieſen Vorſchriften 
können bei der Neueinführueng oder Erhöhung der Bürger⸗ 
ſteuer für 1940 von den oberen Aufſichtsbehörden 
zugelaſſen werden. 


Der Reichsminiſter des Innern und der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen haben ſich für die Stadtkreiſe 
die Zulaſſung von Erhöhungen der Realſteuer⸗ und der Bürger⸗ 
ſteuerhebeſätze vorbehalten. Ki. 
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S parkaſſe wird mit 2,10 Millionen Reichsmark, der Ge⸗ 
99755 der Stadtbank mit 1,85 Millionen Reichsmark aus⸗ 
gewieſen. 


Einführung von Geſetzen über das Kreditweſen und das Zah: 
lungsweſen in den eingegliederten Oſtgebleten. Die folgenden 
Geſetze gelten ab 1. Juni 1940 in den eingegliederten Oſtgehieten: 
1. das Geſetz über das Kreditweſen vom 5. Dezember 1934 und die 
zu ſeiner Durchführung erlaſſenen Verordnungen, — 2. das Geſetz 
gegen Mißbrauch des bargeldloſen Zahlungsverkehrs vom 3. Juli 
1934, — 3. 81 Abſatz! des Geſetzes über die Auflöſung der Zweck. 
ſparunternehmungen vom 13. Dezember 1935. — Wegen der Ein⸗ 
eg Hinweis auf die Verordnung vom 20. Mai 1940, RESULT 
De. 8 


Eröffnung von Reichskreditkaſſen in den beſetzten Weſt⸗ 
gebieten. Es ſind in den folgenden Orten der beſetzten Weſtgebiete 
Reichskreditkaſſen eröffnet worden: Amſterdam, Haag, Rotterdam. 
Luxemburg. 


Abſchluß der Braunſchweigiſchen Staatsbank für das Ge⸗ 
ſchäftsjahr 1939. Die Geſchäfte der Braunſchweigiſchen Staats⸗ 
bank haben ſich im Jahre 1939 günſtig entwickelt. Die Bilanz ⸗ 
ſumme iſt von 265,7 Millionen Reichsmark auf 320,7 Millionen 
Reichsmark geſtiegen. Die Umſätze haben fih von 7,9 Milliar⸗ 
den Reichsmark auf 9,3 Milliarden Reichsmark erhöht. Der 
Reingewinn wird mit 1,1 Millionen Reichsmark ausgewieſen. 


